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Deutschland steht vor Umbrüchen, die sich grundlegend 
von früheren Anpassungsphasen unterscheiden. Klima-
krise, industrielle Transformation, Digitalisierung, demogra-
fischer Wandel und geopolitische Unsicherheiten wirken 
gleichzeitig. Sie greifen tief in wirtschaftliche Strukturen, 
Arbeitswelten und Lebensverhältnisse ein. Diese Entwick-
lungen erzeugen ökonomischen Anpassungsdruck auf 
Unternehmen und Beschäftigte, aber auch auf Kommunen 
und auf nahezu alle Bürger:innen. Sie berühren damit zent-
rale Fragen des gesellschaftlichen Zusammenhalts und der 
demokratischen Stabilität. 

Die vorliegende Studie setzt an einer klaren Diagnose an: 
Die bestehende Strukturpolitik wird diesen Herausforde-
rungen nicht gerecht. Sie ist darauf ausgerichtet, wirt-
schaftliche Schwächen zu „reparieren“ und Entwicklung 
„nachzuholen“. Arbeitslosigkeit, Bruttowertschöpfung und 
Unternehmensdichte dominieren die Förderlogik, während 
Arbeitsplatzqualität, ökologische Belastungen, soziale Teil-
habe und demokratische Resilienz bislang kaum systema-
tisch berücksichtigt werden. Damit verfehlt sie zunehmend 
die Realität eines Wandels, der auch wirtschaftlich starke 
Regionen, industrielle Kerne und gut aufgestellte Betriebe 
unter Anpassungsdruck setzt.

Strukturpolitische Risiken zeigen sich heute früher, diffuser 
und vielschichtiger. Sie betreffen die Qualität von Arbeit 
ebenso wie ökologische Belastungen, soziale Infrastruk-
tur, regionale Gestaltungsspielräume und demokratische 
Teilhabe. Wo diese Dimensionen aus dem Blick geraten, 
 wachsen Unsicherheit, Misstrauen und politische Polari-
sierung – auch dort, wo ökonomische Indikatoren noch 
Stabilität suggerieren. Eine Strukturpolitik, die erst reagiert, 
wenn Verwerfungen offen zutage treten, kommt zu spät.

Die Studie plädiert deshalb für eine grundlegende Neu-
ausrichtung: weg von einer überwiegend reaktiven 
Ausgleichspolitik, hin zu einer präventiven und gestalten-
den Struktur politik. Sie soll regionale Anpassungsfähigkeit 

frühzeitig stärken, Transformationslasten fair verteilen und 
demokratische Teilhabe fördern. Gleichwertige Lebensver-
hältnisse werden dabei ausdrücklich mehrdimensional 
verstanden – als Zusammenspiel von wirtschaftlicher Pers-
pektive, ökologischer Lebensqualität, sozialer Infrastruktur 
und politischem Vertrauen.

Konkret entwickelt die Studie ein erweitertes Zielsystem, 
das Strukturpolitik zukunftsfähig macht. Darauf aufbauend 
werden vier Handlungsfelder einer transformativen Struktur-
politik beschrieben: der Schutz der natürlichen Lebensgrund-
lagen, ein gerechter Übergang für Beschäftigte und Regionen, 
die Stärkung regionaler Anpassungsfähigkeit sowie der Auf-
bau einer resilienten, kreislauforientierten Wirtschaft. Ein ent-
scheidender Perspektivwechsel besteht darin, Strukturpolitik 
nicht länger auf „schwache“ Regionen zu begrenzen. Grund-
sätzlich sollen alle Regionen förderfähig sein. Die Förderinten-
sität soll sich jedoch am tatsächlichen Bedarf orientieren und 
wird ergänzt durch verbindliche Beteiligungsprozesse.

Diese Neuorientierung erfordert politischen Willen, eine enge 
Verzahnung bestehender Förderinstrumente auf europäi-
scher, bundes- und landespolitischer Ebene – und den aktiven 
Beitrag von Sozialpartnern, Betrieben und Regionen. Transfor-
mation lässt sich nicht verwalten. Sie muss gestaltet werden.

Die Stiftung Arbeit und Umwelt der IGBCE versteht diese Stu-
die als Beitrag zu einer solchen Gestaltungsdebatte. Sie richtet 
sich an alle, die Verantwortung für regionale Entwicklung, 
industrielle Zukunft und gute Arbeit tragen – in Politik, Verwal-
tung, Gewerkschaften, Betrieben und Zivilgesellschaft. Ziel ist 
ein nachhaltiger Wohlstand innerhalb der planetaren Grenzen 
und eine Demokratie, die sich gerade im Wandel bewährt.

In diesem Sinne wünsche ich eine interessante Lektüre und 
freue mich über Beiträge zu dieser Diskussion.

Andrea Arcais
Geschäftsführer

Vorwort
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Die Strukturpolitik steht vor neuen 
Herausforderungen

Lange galt gesellschaftliche Stabilität in Deutschland 
als selbstverständlich – dieses Selbstverständnis gerät 
zunehmend ins Wanken. Nicht nur strukturschwache 
Regionen kämpfen mit Unsicherheit, auch wirtschaftlich 
starke  Gebiete spüren die Folgen tiefgreifender Verän-
derungen: Dekarbonisierung, Digitalisierung und demo-
grafischer Wandel erzeugen ein Umfeld des Wandels. Die 
herkömmlichen Instrumente der Strukturpolitik wirken 
angesichts dieser Dynamik immer weniger überzeugend. 
Ihr zentrales Ziel, gleichwertige Lebensverhältnisse, bleibt 
bestehen, doch es muss neu gedacht werden: Struktur-
politik muss den Wandel aktiv gestalten, darf nicht nur 
reagieren. Das Ziel ist eine weiterhin wirtschaftlich erfolg-
reiche, darüber hinaus auch klimaneutrale und sozial 
gerechtere Gesellschaft.

Klassische Förderansätze greifen zu kurz

Die deutsche Strukturpolitik ruht im Wesentlichen auf 
zwei Säulen: dem gesamtdeutschen Fördersystem mit 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GRW) und den EU-Strukturfonds. 
Ergänzt werden die beiden Stränge befristet durch das 
Investitionsgesetz Kohleregionen. Gemeinsam sollen 
sie gleichwertige Chancen auf Teilhabe, Bildung, Infra-
struktur und Wohlstand schaffen. In der Praxis dominiert 
jedoch eine verkürzte ökonomische Logik: Arbeitslosigkeit, 
Brutto wertschöpfung und Unternehmensdichte gelten als 
Hauptindikatoren, während gesellschaftliche Faktoren und 
Umweltaspekte nur am Rande berücksichtigt werden.

Bisherige Reformen reichen nicht aus

Die Reformen der letzten Jahre waren ein guter Anfang, 
reichen aber nicht aus. Die GRW-Reform von 2022 hat 
Fortschritte gebracht – etwa bei der Aufnahme von Um-
welt- und Transformationszielen oder der Verpflichtung zu 
Tarifbindung für geförderte Unternehmen. Dennoch bleibt 
das System vergangenheitsorientiert. Regionen mit künfti-
gem Anpassungsdruck, etwa durch Fachkräftemangel oder 
industrielle Transformation, werden zu wenig in den Blick 
genommen. Die EU-Strukturfonds sind hier bereits weiter: 
Sie binden Sozialpartner stärker ein, setzen klare Quoten 
für Klima- und Sozialpolitik und orientieren sich an einem 
breiteren Zielsystem. Bei der Identifikation von Struktur-
schwäche bestehen aber auch hier noch Lücken.

Strukturschwäche ist mehrdimensional

Die aktuellen Herausforderungen verlangen ein umfas-
sendes Verständnis von Strukturschwäche. Strukturpolitik 
darf sich nicht länger allein auf wirtschaftlichen Aus-
gleich beschränken, sondern muss soziale, demokratische 
und Umweltaspekte berücksichtigen. Umweltbelastungen 
sind regional ungleich verteilt und verschärfen soziale 
Spaltungen. Einige Regionen tragen stärker zur Klima-
erwärmung bei als andere, die Folgen des Klimawandel 
unterscheiden sich ebenfalls regional stark. Dadurch 
können Klimaschutzmaßnahmen Gefahr laufen, sozial 
und räumlich polarisierend zu wirken, insbesondere in 
strukturschwachen Regionen. Auch die demokratische 
Stabilität hängt mit Strukturfragen zusammen. Wenn 
 Menschen das Gefühl haben, „abgehängt“ zu sein, führt dies 
oft zu einem wachsenden Misstrauen gegenüber Politik und 
Institutionen. Eine moderne Strukturpolitik muss daher auch 
Räume für Beteiligung und Mitbestimmung schaffen. Das 
bisherige Verständnis von „Struktur schwäche“ spiegelt vor 
allem die Vergangenheit wider, nicht die Risiken der Zukunft. 

Zusammenfassung
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Regionen, die noch stark erscheinen, könnten morgen be-
sonders vom Wandel in Energie, Industrie oder Arbeitswelt 
betroffen sein. Strukturpolitik sollte daher vorausschauend 
planen, bevor die Krisen eintreten.

Vier Handlungsfelder für eine zukunftsfähige 
Strukturpolitik

Die neue Strukturpolitik muss transparenter, kohärenter 
und zielorientierter werden. Vier Handlungsfelder bilden 
dabei den Kern einer nachhaltigen Transformation. Erstens 
steht der Schutz und die Wiederherstellung von Öko
systemen im Mittelpunkt – nicht nur aus ökologischen, 
sondern auch aus wirtschaftlichen und sozialen Gründen. 
Zweitens braucht es einen gerechten Übergang: Der Wan-
del zu einer klimaneutralen Wirtschaft darf weder Beschäf-
tigte noch soziale Infrastruktur überfordern, sondern sollte 
gute Arbeit und neue Perspektiven schaffen. Drittens ist 
die Anpassungsfähigkeit der Regionen entscheidend. Sie 
sollten ihre Wirtschaft breiter aufstellen, regionale Innova-
tionspotenziale fördern und lokale Wertschöpfung stärken. 
Viertens muss sie auf Ressourceneffizienz und Kreislauf-
wirtschaft ausgerichtet sein, um langfristige Resilienz 
gegenüber ökologischen und ökonomischen Schocks zu 
sichern. Diese Dimensionen greifen ineinander und müssen 
in der Förderpraxis zusammen gedacht werden.

Alle Regionen fördern, aber bedarfsorientiert 
und partizipativ

Die Strukturförderung sollte sich an den jeweiligen regio-
nalen Ausprägungen der Strukturschwäche orientieren, 
wobei alle Regionen als förderfähig angesehen werden 
sollen. Ein zweistufiges Fördersystem kann Wirksamkeit, 
Transparenz und Flexibilität verbinden: Zunächst würde die 
wirtschaftliche Stärke bestimmen, wie viele Fördermittel 
in die Region fließen. Anschließend sollten mithilfe eines 
Indikatorensystems regionale Schwächen identifiziert und 
Förderstrategien passgenau entwickelt werden. Entschei-
dend ist, dass lokale Akteure – Kommunen, Sozialpartner, 
Verbände und Unternehmen – in diesen Prozess einbe
zogen werden. 

Strukturpolitik als Gestalterin nachhaltigen 
Wohlstands etablieren

Eine moderne, transformative Strukturpolitik knüpft an 
bestehende Instrumente an, erweitert sie jedoch um eine 
klare Zukunftsorientierung. Erfolg bemisst sich künftig 
nicht mehr nur an Wachstumsraten, sondern auch an 
 sozialer Teilhabe, ökologischer Tragfähigkeit und gesell-
schaftlicher Resilienz. Die Förderfähigkeit sollte grund-
sätzlich allen Regionen offenstehen, während die Förder-
intensität von ihrem tatsächlichen Entwicklungsbedarf 
abhängt – so wie es die EU-Kohäsionspolitik in Teilen 
bereits praktiziert.

Strukturpolitik muss wirtschaftliche, soziale, ökologische 
und demokratische Ziele enger miteinander verzahnen, um 
zu einem echten Instrument gesellschaftlicher Erneue-
rung zu werden. Dafür braucht es transparente Verfahren, 
partizi pative Prozesse und ein dynamisches Monitoring, 
das Fortschritte regelmäßig überprüft. Ziel ist ein nach-
haltiger Wohlstand innerhalb der planetaren Grenzen, 
getragen von gesellschaftlicher Stabilität. Letztlich wird 
sich daran entscheiden, ob die anstehende Transformation 
als Bedrohung oder als gemeinsames Zukunftsprojekt 
erlebt wird.
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Verschiedene Entwicklungen der jüngeren Vergangenheit 
bewirken weitreichende gesellschaftliche und wirtschaft-
liche Veränderungen: Der aus dem Klimawandel folgende, 
politisch gemeinsam festgelegte Weg zur Klima neutralität 
genauso wie geopolitische Verwerfungen, technische 
Entwicklungen, besonders in der Digitalisierung und 
demografische Trends führen dazu, dass sich ökonomische 
Strukturen verändern. Das löst Unsicherheiten bei vielen 
Menschen aus, die von den Folgen der Veränderungen 
betroffen sind. In dieser Lage gerät der gesellschaftliche 
Zusammenhalt in Deutschland zunehmend unter Druck. 
Viele Menschen zweifeln an der Handlungsfähigkeit der 
Politik und fühlen sich in den aktuellen Krisen und Um-
bruchsprozessen allein gelassen. Soziale Abstiegsängste 
wachsen und autoritäre Strömungen gewinnen an Einfluss. 
Damit sind zentrale Errungenschaften der Demokratie und 
der offenen Gesellschaft gefährdet (Boehnke et al. 2024; 
Zick et al. 2023).

Die Folgen der tiefgreifenden Transformationsprozesse 
zeigen sich dabei nicht nur in strukturschwachen, sondern 
zunehmend auch in wirtschaftlich starken Regionen. Die 
Dekarbonisierung ganzer Industriezweige, die Digitali-
sierung von Arbeit und Produktion sowie geopolitische 
Spannungen stellen auch bisher prosperierende Standorte 
vor große Herausforderungen (Südekum und Rademacher 
2024; IW Consult 2023). Ländliche Räume kämpfen mit 
demografischem Wandel, Abwanderung und unzureichen-
der Daseinsvorsorge, urbane Zentren mit überlasteten 
Infrastrukturen und wachsender sozialer Ungleichheit. 
Die ökologischen Krisen – Erderhitzung und Biodiversitäts
verlust – treffen Regionen unterschiedlich, verschärfen 
jedoch überall den Handlungsdruck.

Diese Entwicklungen führen zu einer paradoxen Lage: 
Trotz stabiler ökonomischer Kennzahlen wächst in vielen 
Regionen die Unsicherheit. Die etablierten Systeme der 
regionalen Strukturförderung geraten damit zunehmend 
unter Reform druck. Ihre bisherigen Zielsetzungen und 
Instrumente reichen nicht mehr aus, um die sozialen, 
ökologischen und ökonomischen Herausforderungen der 
Transformation angemessen aufzugreifen.

Die Strukturpolitik steht vor einer doppelten Aufgabe: 
Sie muss den Wandel hin zu einer klimaneutralen und 
ressourcen schonenden Gesellschaft aktiv mitgestalten. 
 Zugleich muss sie weiterhin ihr Kernziel verfolgen und 
gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Deutschland 
schaffen und sichern. 

Vor diesem Hintergrund gab es bei den wichtigsten 
regional politischen Instrumenten in den vergangenen 
Jahren erste Anpassungen. Die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) 
wurde 2022 umfassend reformiert, um die ökologische 
Transformation und demografische Entwicklungen 
besser abzubilden (BMWK 2023). Die EU-Strukturfonds, 
die zentralen Werkzeuge der EU-Kohäsionspolitik, um-
fassen in der aktuellen Förderperiode ein breites Themen-
spektrum,  unter anderem Innovation und Forschung, 
 Dekarbonisierung, Digitalisierung und Energieversorgung 
(BMWK 2025c). 

Diese Anpassungen reichen jedoch nicht aus, um die 
Struktur politik für die Zukunft aufzustellen. Weitere 
 Reformen stehen an: Der Zuschnitt der Fördergebiets-
karte der GRW gilt noch bis Ende 2027 und wird im 
Jahr 2026 grundlegend reformiert (Alm und Weyh 2025). 
Offen ist die Frage, nach welchen Kriterien in Zukunft 
entschieden wird, welche Regionen in Deutschland 
Regional förderung erhalten.

1	 Warum Strukturpolitik 
neu gedacht werden muss
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Die bislang genutzte Definition von Strukturschwäche, 
die sich vorrangig auf ökonomische Indikatoren stützt, 
wie Arbeitslosigkeit oder das Bruttoinlandsprodukt, greift 
zu kurz. Der erste Gleichwertigkeitsbericht der Bundes
regierung (BMWK 2024b) gibt hierzu erste Hinweise: Viele 
 Regionen, die anhand der Kennzahlen als wirtschaftlich 
stark gelten, stehen aktuell unter erheblichem Verände-
rungsdruck. Umgekehrt zeigt sich in ökonomisch aufholen-
den Regionen, dass subjektive Wahrnehmung und mess-
bare Entwicklung auseinanderfallen – mit ernsten Folgen 
für die Stabilität der Demokratie. All diese Entwicklungen 
werden durch die bestehende Strukturpolitik nicht aus-
reichend berücksichtigt. 

Vor diesem Hintergrund untersucht dieser Beitrag, wie eine 
zukunftsfähige und transformativ ausgerichtete Struktur-
politik gestaltet werden kann. Er analysiert, an welchen 
Stellen die bestehenden Instrumente an ihre Grenzen 
stoßen und erörtert, welche Indikatorensysteme und 
neuen Steuerungsansätze die Grundlage für eine moderne 
Regionalförderung bilden können.

Kapitel 2 beschreibt die Zielsetzungen und institutionel-
len Grundlagen der aktuellen Strukturpolitik in Deutsch-
land. Kapitel 3 diskutiert, welche neuen Anforderungen 
sich aus den aktuellen Umbrüchen ergeben. Kapitel 4 
ent wickelt zentrale Bausteine einer transformativen 
Struktur politik und formuliert Empfehlungen für ihre 
konkrete Ausgestaltung. 
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Strukturpolitik umfasst alle politischen Maßnahmen zur 
gezielten Beeinflussung wirtschaftlicher Strukturen und 
des Produktionspotenzials einer Volkswirtschaft (Baues et 
al. 2024; Korkman 2005). Ein zentrales Instrument ist die 
regionale Strukturförderung, also staatlichen Finanzhilfen 
zur Überwindung struktureller Defizite, zur Erschließung 
von Entwicklungspotenzialen und zur Stärkung nach-
haltigen Wachstums. Diese Mittel fließen in Infrastruktur, 
unternehmerische Investitionen, Innovationsförderung und 
Qualifizierung – stets mit dem Ziel, strukturelle Defizite ab-
zubauen und Wettbewerbsfähigkeit dauerhaft zu sichern. 

In Deutschland erfolgt die regionale Strukturförderung 
aktuell über drei Hauptsysteme: 

•	 das Gesamtdeutsche Fördersystem (GFS) bündelt 
verschiedene Förderprogramme des Bundes und die 
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) 

•	 die europäischen Strukturfonds werden durch die 
 Bundesländer umgesetzt 

•	 das Investitionsgesetz Kohleregionen (InvKG) stellt 
bis 2038 Sondermittel zur Abfederung des Kohle
ausstiegs bereit 

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der EU, die auf Land-
wirtschaft und den ländlichen Raum fokussiert, wird in 
dieser Analyse nicht berücksichtigt, da dort agrar- und 
 umweltpolitische Ziele im Vordergrund stehen. Eben-
falls nicht berücksichtigt werden weitere Finanzströme  
 zwischen Bund, Ländern und Kommunen in Deutschland, 
die zwar die finanzielle Ausstattung der Regionen stark 
prägen, aber nicht anhand wirtschaftlicher Indikatoren 
vergeben werden, sondern sich an Bevölkerungszahl und 
Steuer aufkommen orientieren (Grundke und Sunel 2025). 

2.1	 Was sind „gleichwertige Lebensverhältnisse“?

Der Begriff „gleichwertige Lebensverhältnisse“ bildet 
den normativen Kern der regionalen Strukturförderung 
in Deutschland und ist in Artikel 72 Absatz 2 des Grund
gesetzes verankert. Damit ist das Ziel formuliert, dass 
unabhängig vom Wohnort gleiche Chancen auf Teil-
habe und Wohlstand bestehen. Dazu zählt der Zugang 
zu Bildung, Gesundheitsversorgung, Infrastruktur, einer 
lebenswerten Umwelt und wirtschaftliche Perspektiven. 
Gemeint ist keine vollständige Angleichung aller Lebens-
bedingungen, sondern gleichwertige Bedingungen, die den 
Gegeben heiten der jeweiligen Regionen Rechnung tragen 
( Lechleitner 2018). 

Die Einstufung einer Region als strukturschwach erfolgt 
auf Basis politisch festgelegter Indikatoren. Mit dieser 
Einstufung wird ihre Förderwürdigkeit begründet. In der 
Forschung existieren verschiedene Ansätze zur Messung 
von Strukturschwäche: Der traditionelle Ansatz, der derzeit 
in der Strukturpolitik angewendet wird, legt den Fokus 
auf wirtschaftliche Entwicklung und den Arbeitsmarkt 
( Maretzke et al. 2019). Andere Studien legen den Schwer-
punkt auf Wohlstandsverteilung, öffentliche Infrastruk-
turen und Bildungschancen (Heider et al. 2023; Albrech 
et al. 2016). Ein weiterer Ansatz konzentriert sich auf 
Bevölkerung sentwicklung, Wohnraumbedarfe und Gesund-
heitsversorgung (Maretzke 2022). Hinzu kommen Aspekte 
der Siedlungsstruktur, Umweltgerechtigkeit und Energie-
gerechtigkeit (UBA 2024). In diesen unterschiedlichen An-
sätzen spiegelt sich wider, dass Regionen zunehmend mit 
heterogenen Problemlagen konfrontiert sind und „Gleich-
wertigkeit“ nur unter Berücksichtigung dieser Komplexität 
betrachtet werden kann. 

2	Status quo  der Strukturförderung:  
Ziele, Instrumente, Defizite
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Die Erfolgsbewertung von Strukturförderung fällt je nach 
Perspektive unterschiedlich aus. Studien zeigen sowohl 
Fortschritte bei einzelnen Strukturmerkmalen als auch 
anhaltende Disparitäten, je nachdem, welcher Fokus 
(bspw. soziale Ungleichheit, Wirtschaftskraft, Teilhabe, 
Umweltgerechtigkeit) und welche räumliche Gliederung 
oder Zeitintervalle untersucht werden (König et al. 2023, 
S. 7 ff.). Viele Regionen haben bei zentralen Strukturmerk-
malen aufgeholt (Maretzke et al. 2019). Allerdings bleiben 
grundsätzliche Ungleichheitsmuster stabil: Unterschiede 
zwischen Stadt und Land, ökonomische Stärke in  südlichen 
Bundesländern und eine nachholende Entwicklung im 
Osten prägen weiterhin das Bild (König et al. 2023, S. 7 ff.; 
Albrech et al. 2016; Heider et al. 2023; Maretzke 2022; 
 Sixtus et al. 2019; UBA 2024). 

Der Begriff gleichwertige Lebensverhältnisse ist komplex 
und wird durch unterschiedliche Faktoren öko nomischer, 
ökologischer und sozialer Art beeinflusst. Dieser Blick in 
die Forschungslage zeigt, dass Strukturschwäche kein 
feststehendes Konzept ist, sondern ein normativer  Begriff, 
der sich aus verschiedenen Bausteinen zusamme nsetzt 
und damit letztlich Ergebnis eines politischen Aushand-
lungsprozesses ist (Vgl. Abbildung 1).

2.2	 Wer fördert was? Überblick der regionalen 
Strukturförderung 

Die regionale Strukturförderung ist in Deutschland der 
 zentrale Baustein zur Umsetzung des grundgesetzlichen 
Auftrags zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse. Regionale Strukturpolitik ist originär eine Aufgabe 
der  Länder (Art. 28 und 30 GG), wird jedoch seit 1969 im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) von Bund und 
 Ländern gemeinsam gestaltet (Art. 91a). Die GRW wurde 
2020 in das Gesamtdeutsche Fördersystem (GFS) eingeglie-
dert. Auf EU-Ebene ist die Strukturpolitik – hier Kohäsions-
politik genannt – seit 1988 ein zentrales Politikfeld, in dem 
erhebliche Finanzmittel verteilt werden. Die Umsetzung 
erfolgt über die EU-Strukturfonds. In Folge des Kohle-
ausstiegs kam im Jahr 2020 mit dem Investitionsgesetz 
Kohleregionen (InvKG) ein weiteres regional begrenztes 
Förderprogramm zur Strukturförderung in Deutschland 
hinzu (Vgl. Tabelle 1, S. 21).  

 
Quelle: Eigene Darstellung.

Abbildung 1  Gleichwertige Lebensverhältnisse
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Das Gesamtdeutsche Fördersystem (GFS)
Im GFS sind rund 20 Förderprogramme des Bundes 
 gebündelt. Es wurde 2020 eingeführt und wird kontinuier-
lich weiterentwickelt. Das jährliche Mittelvolumen aller 
Programme im GFS liegt zwischen 4 und 5 Milliarden Euro 
(BMWK o.J.). Die Ursprünge reichen bis in die 1950er- bzw. 
1970er-Jahre zurück. Zunächst standen westdeutsche 
Grenzregionen und West-Berlin im Fokus, später lag der 
Schwerpunkt auf den ostdeutschen Bundesländern. Mit der 
Einführung des GFS wurde das Förderkonzept erstmals auf 
strukturschwache Regionen im gesamten Bundesgebiet 
ausgeweitet (Gerlach und Hübner 2023; Stiftung Arbeit 
und Umwelt 2023; BMWi 2021). 

Das traditionsreichste und finanziell volumenstärkste 
Förderinstrument des GFS ist die GRW, die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“ (BMWK 2025a, S. 6). Sie verfolgt einen 

klassisch wirtschaftsorientierten Ansatz und zielt auf die 
Wettbewerbsfähigkeit strukturschwacher Regionen ab. 
Schwerpunkt ist die  Förderung unternehmerischer Inves-
titionen sowie der Ausbau wirtschaftsnaher Infrastruktur. 
Finanziert wird sie je zur Hälfte von Bund und Ländern. 
Die Länder stellen innerhalb vorgegebener Förderperio-
den eigene Programme auf und sind für die Umsetzung 
verantwortlich. 

In der GRW wird Strukturschwäche derzeit über vier Indi-
katoren definiert: regionale Produktivität, Beschäftigungs
zahlen, Entwicklung der Erwerbsfähigen und Infrastruktur 
vor Ort. Anhand dieser Indikatoren wird ein Ranking 
er rechnet (GRW-Koordinierungsrahmen ab 2024). Die 
schwächsten Regionen werden als sogenannte C-Förder
gebiete definiert. Aufgrund von EU-Beihilferegeln 
dürfen aktuell maximal 18,1 % in diese Kategorie fallen. 
In diesen  Gebieten kommt die volle GRW- Förderung 

Tabelle 1  Überblick über die wichtigsten Strukturfördersysteme in Deutschland

EU-Strukturfonds GRW Investitionsgesetz 
Kohleregionen

EFRE ESF+ JTF

Laufzeit 2021–2027 — 2020–2038, aufgeteilt 
auf drei Förderperioden 

Finanzierung EU-Mittel und Kofinanzierungsmittel von 
Bund und Ländern

Hälftige Finanzie-
rung durch Bund und 
Länder, zzgl. Sonder-
programm des Bundes

Bund

Fördervolumen der 
aktuellen Laufzeit

22,9 Mrd. Euro 13,4 Mrd. Euro 4,2 Mrd. Euro — 40 Mrd. Euro

Fördermittel 
pro Jahr* 

3,2 Mrd. Euro 1,9 Mrd. Euro 0,6 Mrd. Euro 1,4 Mrd. Euro 2,2 Mrd. Euro

Regionen Alle Regionen Alle Regionen Besonders 
transformati-
onsbetroffene 
Regionen

Strukturschwache 
Regionen 

Braunkohleregionen 
und Steinkohle
standorte

Kernziel Stärkung des wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen 
Zusammenhalts der Union

Bewältigung 
des Über-
gangs zu einer 
klimaneutralen 
Wirtschaft

Beitrag zur Herstel-
lung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse 

Unterstützung des 
Strukturwandels in 
den vom Kohleaus-
stieg betroffenen 
Regionen

*�Die jährlichen Fördermittel sind hier als  Vergleichsgröße theoretisch berechnet. Es sind keine jährlichen Fördervolumen,  
die Fördermittel stehen überjährig zur Verfügung. Im Falle der GRW werden die im Bundeshaushalt veranschlagten Mittel  
in den Jahren 2024–2026 angegeben.

Quelle: Eigene Darstellung. BMWK 2022, InvKG, Bundestagsdrucksache 21/601.
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zum Tragen.  Regionen oberhalb der Schwelle werden als 
D- Fördergebiete mit reduzierter Förderintensität ausge-
wiesen. Bezogen auf die Bevölkerung leben rund 42 % der 
Menschen in Deutschland in GRW- Förderregionen. 

Für die laufende Förderperiode 2022 bis 2027 wurde 
der Förderansatz weiterentwickelt: Erstmals wurde die 
ökologische Transformation explizit als Ziel in der 
GRW  verankert. Fördermittel können nun auch für 
Transformations prozesse hin zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft eingesetzt werden. Förderfähig ist auch die 
Umgestaltung und Weiterverwendung bestehender Infra-
strukturen, wodurch Flächen verbrauch reduziert werden 
soll. Zudem wird derzeit modellhaft ein neuer Förder-
bereich im Bereich regio naler Daseinsvorsorge erprobt 
(BMWK o.J., Abs. 2.3). 

Auch im Bereich der Unternehmensförderung wurden 
neue Akzente gesetzt: Für ausgewählte Branchen wurde 
die Berücksichtigung arbeitsbezogener Qualitätskriterien 
eingeführt. Unternehmen aus diesen Branchen müssen 
Tariflöhne zahlen oder während des Förderzeitraums 
Lohnsteigerungen umsetzen. Dies gilt jedoch nur für einen 
kleinen Teil der Branchen auf der sogenannten „bedingt 
Positivliste“, die nur einen begrenzten strukturpolitischen 
Impact haben, bspw. im Kulturbereich (MWIKE NRW 2025).

Weitere Förderprogramme der GFS adressieren zunehmend 
auch über rein ökonomische Aspekte hinausgehende Heraus-
forderungen, etwa in den Bereichen Daseinsvorsorge, Stand-
ortattraktivität, Fachkräftesicherung, demografischer Wandel 
und soziale Infrastruktur (Stiftung Arbeit und Umwelt 2023). 
Im Anfang 2025 veröffentlichten Bericht der Bundesregierung 
zur Weiterentwicklung des GFS wird das transformative Po-
tenzial des GFS hervorgehoben. Einzelne Programme fördern 
ökologische Modernisierung, demokratische Beteiligung und 
neue Ansätze zur Stärkung der Daseinsvorsorge. Damit wird 
das GFS zum strategischen Instrument, um den Struktur
wandel aktiv zu gestalten (BMWK 2025a). 

Allerdings ist noch offen, inwieweit die GRW diese Trans-
formationsziele in der gegenwärtigen Förderperiode in die 
Praxis umsetzen wird. Hier liegen noch keine Daten vor. 
Die nächste GRW- Förderperiode startet im Jahr 2028. Auch 
dafür werden größere Reformen erwartet. So wird für die 
Festlegung der Fördergebiete aktuell über vorausschau-
ende Indikatoren diskutiert, die frühzeitig eine bevor-
stehende Strukturschwäche einer Region anzeigen sollen 
(Alm und Weyh 2025). 

Die EU-Strukturfonds: .
Kohäsionspolitik mit breitem Anspruch
Die europäische Strukturpolitik – auf EU- Ebene als 
Kohäsions politik bezeichnet – verfolgt das Ziel, den wirt-
schaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt 
innerhalb der EU zu stärken (Europäische Union 2008). 
Kernstrategie ist die Verringerung regionaler Entwicklungs-
unterschiede. Für die aktuelle EU- Förderperiode 2021–2027 
hat die Europäische Kommission den Mitgliedsstaaten rund 
392 Milliarden Euro bereitgestellt, was etwa ein Drittel des 
EU- Gesamthaushalts entspricht (Europäische Kommission 
2021). Diese Mittel werden durch nationale Kofinanzierun-
gen ergänzt. 

Die Umsetzung der europäischen Kohäsionspolitik erfolgt 
über vier Strukturfonds:

•	 den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE)

•	 den Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+)

•	 den Fonds für den gerechten Übergang (Just Transition 
Fund, JTF) 

•	 den Kohäsionsfonds (nur für Mitgliedstaaten mit einem 
pro- Kopf- Bruttonationaleinkommen unter 90 % des EU-
Durchschnitts – damit nicht für Deutschland)

Der finanziell wichtigste Fonds für Deutschland ist der 
EFRE. Von den rund 21 Milliarden Euro an Kohäsionsmitteln, 
die Deutschland im Zeitraum 2021–2027 erhält, stammen 
etwa 11 Milliarden Euro aus dem EFRE (BMWK 2025b). 
Dieser Fonds unterstützt insbesondere Investitionen in 
Forschung, technologische Entwicklung und Innovation, 
digitale Infrastruktur, nachhaltige Stadtentwicklung sowie 
Maßnahmen zur Energieeffizienz und zum Umwelt-  und 
Klimaschutz. Ein weiteres Ziel ist die Stärkung der regio-
nalen Zusammenarbeit, um Wissenstransfer und eine 
kohärente Entwicklungspolitik zwischen den Regionen 
zu gewährleisten.

Der Europäische Sozialfonds Plus (ESF+) ist das zentrale 
arbeitsmarktpolitische Förderinstrument der Europäischen 
Union und existiert seit 1957. Sein Ziel ist, Beschäftigung 
und soziale Integration zu verbessern, indem benachtei-
ligte Gruppen durch Qualifizierung, Weiterbildung und 
Vermittlung unterstützt werden (BMAS 2024). Der ESF+ ist 
wichtig für die Stärkung des Arbeitsmarkts und die soziale 
Integration, klassische Unternehmensförderung ist über 
ihn nicht zulässig. 



Stiftung Arbeit und Umwelt der IGBCE

14

Der Just Transition Fund (JTF) ist ein spezieller EU- Fonds, 
um Regionen zu unterstützen, die besonders stark vom 
Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft betroffen 
sind. Gefördert werden die Diversifizierung und Moderni-
sierung lokaler Wirtschaftsstrukturen, Umschulung von 
Beschäftigten sowie die Minderung sozialer und ökonomi-
scher Herausforderungen, die mit dem Ausstieg aus fossi-
len Energieträgern und emissionsintensiven Industrien ein-
hergehen (Europäisches Parlament 2025). Er über schneidet 
sich teils stark mit anderen EU- Strukturfonds wie ESF+ und 
dem EFRE, etwa in den Bereichen Beschäftigungsförderung 
oder wirtschaftliche Entwicklung (MAGS NRW).

Die Europäische Kommission definiert Strukturschwäche 
über ökonomische Indikatoren: Je niedriger das regio-
nale BIP im Vergleich zum EU- Durchschnitt liegt, desto 
umfangreicher fällt die finanzielle Unterstützung aus. 
Während die Mittelvergabe zu Beginn ausschließlich 
auf struktur schwache Regionen fokussiert war, zielt die 
EU- Kohäsionspolitik seit der Förderperiode 2007–2013 
darauf ab, die Entwicklungspotenziale aller europäischen 
Regionen proaktiv zu stärken. Die Höhe der finanziel-
len Unterstützung richtet sich nach dem regionalen 
Brutto inlandsprodukt pro Kopf im Verhältnis zum EU-
Durchschnitt. Weniger entwickelte Regionen erhalten 
mehr Fördermittel als Übergangs- oder stärker entwickelte 
Regionen, damit sollen sowohl Effizienz als auch Gerechtig
keit der Mittelvergabe sichergestellt werden.

Thematisch hat sich die Kohäsionspolitik in den vergan-
genen Jahrzehnten deutlich erweitert. Ursprünglich auf 
wirtschaftliche Konvergenz fokussiert, wurden im Zuge der 
2010 auf EU- Ebene beschlossenen Lissabon- Strategie, mit 
der die EU zum wettbewerbsfähigsten und dynamischs-
ten wissensgestützten Wirtschaftsraum der Welt werden 
sollte, Forschung, Entwicklung und Innovationsförderung 
integriert. In den Folgejahren kamen ökologische und 
digitale Transformationsziele hinzu. Zudem wurden die 
EU- Strukturfonds als Kriseninstrumente eingesetzt, etwa 
während der COVID- 19- Pandemie oder bei Hochwasser
katastrophen in Südeuropa. Die Bundesländer in Deutsch-
land können aus einer Vielzahl von Zielen und Themen ei-
gene Förderprogramme entwickeln. Ein wichtiges Element 
dabei ist die thematische Konzentration: Die EU verpflich-
tet die Mitgliedstaaten, einen bestimmten Anteil ihrer 
Fördermittel in strategische priorisierte Politikfelder zu 
investieren. Beispielsweise müssen die Bundesländer in der 
Förderperiode 2021–2027 mindestens 30 % der Fördermittel 
für Umwelt-  und Klimaschutzmaßnahmen verausgaben. 

Aktuell wird die europäischen Kohäsionspolitik für die kom-
menden Förderperiode ab 2027 neu ausgerichtet (Lämmer-
Gamp et al. 2024). Angesichts neuer Prioritäten der EU – 
etwa in den Bereichen Sicherheit und Verteidigung – und 
begrenzter Finanzmittel steht eine grundlegende Reform 
im Raum. Noch ist offen, ob das bisher breit gefasste Ver-
ständnis von Strukturpolitik bestehen bleibt, ob also neben 
wirtschaftspolitischen auch arbeitsmarkt- , sozial- , umwelt- , 
klima-  und bildungspolitische Aspekte beibehalten werden 
(Becker 2025).

Das Investitionsgesetz Kohleregionen: .
Strukturwandel steuern 
Das Investitionsgesetz Kohleregionen (InvKG) ist ein befriste-
tes Sonderprogramm der deutschen Strukturförderung, das 
die wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Folgen des 
politisch beschlossenen Kohleausstiegs abfedern soll. Ziel ist 
es, die betroffenen Regionen beim frühzeitigen Aufbau neuer 
wirtschaftlicher Perspektiven zu unterstützen und sie in die 
Lage zu versetzen, den Strukturwandel aktiv zu gestalten. Im 
Fokus stehen die drei großen Braunkohleregionen Rheini-
sches Revier, Mitteldeutsches Revier und Lausitz. Zudem 
profitieren strukturschwache Standorte von Steinkohlekraft-
werken in Nordrhein- Westfalen, im Saarland sowie ehema-
lige Braunkohlereviere in Niedersachsen und Thüringen von 
der Förderung. Insgesamt stellt der Bund hierfür bis 2038 bis 
zu 41 Milliarden Euro zur Verfügung (BMWK 2024a). 

Im Unterschied zu den klassischen Fördersystemen 
verfolgt das InvKG einen präventiven Ansatz. Es setzt 
nicht erst bei bereits eingetretenen Krisen an, sondern 
soll einen vorausschauenden Strukturwandel ermög-
lichen. Die inhaltliche Breite ist entsprechend groß: Der 
Fokus liegt auf der  Schaffung nachhaltiger Arbeitsplätze, 
Innovationsförderung und der Verbesserung der regiona-
len Wettbewerbs fähigkeit. Das Programm zielt auch auf 
ökologische Nachhaltigkeit, etwa durch Investitionen in 
erneuerbare Energien, Energieeffizienz und umweltfreund-
liche Infrastruktur. Die Verbesserung der Lebensqualität 
durch Stärkung der Daseinsvorsorge, Bildung, Gesundheits-
versorgung und der sozialen Infrastruktur ist ein weiterer 
zentraler Baustein.
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Das Förderspektrum umfasst neben klassischen Instru-
menten wie Investitionszuschüssen, der Entwicklung von 
Gewerb eflächen und Gründungsförderung auch Pro-
gramme zur Fachkräftesicherung, Qualifizierung und beruf-
lichen Weiterbildung. Darüber hinaus werden Innovationen 
und Digitalisierung gefördert, um die Anpassungsfähig-
keit der Kohleregionen an neue Technologien und Markt
anforderungen zu stärken. 

Ein Merkmal des InvKG ist der Fokus auf gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. Neben wirtschaftlichen und ökologischen 
Zielen unterstützt das Programm auch zivilgesellschaft
liche Initiativen und Beteiligungsprozesse, etwa durch 
Förderungen für Demokratiebildung, regionale Beteiligung 
und soziale Integration. So wird der Transformationsprozess 
nicht nur technisch oder ökonomisch gestaltet, sondern 
auch partizipativ und sozial inklusiv. 

Ein zentraler Grundsatz der EU-Kohäsionspolitik ist 
das Partnerschaftsprinzip. Es sieht vor, dass die Vor-
bereitung, Durchführung und Kontrolle von Förder-
programmen unter Einbeziehung von Vertreter:innen 
der Verwaltung, der Wirtschaft, der Sozial partner und 
der Zivilgesellschaft erfolgt. Damit sollen Förder
maßnahmen transparenter werden und Entschei-
dungen besser legitimiert werden. Auf EU-Ebene sind 
die Sozialpartner im ESF-Ausschuss beteiligt. In den 
Mitgliedsländern differiert die  Beteiligung stark. In 
Deutschland sind die Sozialpartner in den Begleitaus-
schüssen der Bundesländer beteiligt, darüber hinaus 
sind jedoch sehr unterschiedlich ausgestattete 
 Beteiligungsstrukturen vorhanden (DGB 2025). 

Im Gegensatz zu den EU-Strukturfonds gibt es im 
Gesamtdeutschen Fördersystem keine Verpflichtung 
zur Beteiligung der Sozialpartner in Planung und 
Umsetzung (Gerlach und Hübner 2023). In der Folge 
findet auch keine strukturierte Einbindung über 
formale Gremien statt. Bisher sind sie vor allem in-
formell eingebunden und ohne Einfluss auf Entschei-
dungen. Eine Ausnahme bildet Nordrhein-Westfalen, 
wo es die etablierte Praxis gibt, Gewerkschaften und 

Betriebsräte bei der Vergabe von GRW-Mitteln einzu
beziehen. Hier gibt es eine Schlichtungsstelle, bei 
der Konflikte bezüglich Arbeitsschutz oder Betriebs-
ratsarbeit geklärt werden, bevor die Mittel bewilligt 
werden (Bartels und Ziegler 2006).

Das InvKG ist aus den Empfehlungen der „Kohle-
kommission“, offiziell Kommission für Wachstum, 
Strukturwandel und Beschäftigung, entstanden. Hier 
waren Politik, Wirtschaft, Gewerkschaften, Umwelt-
verbände und betroffene Regionen vertreten. Das 
InvKG verpflichtet die Länder ausdrücklich, Begleit-
gremien unter Beteiligung der Sozialpartner einzu-
richten (§ 15). Diese regionalen Begleitausschüsse 
wirken am Projektauswahlverfahren mit und be-
teiligen sich an der Fortentwicklung der Programme. 
Das Bund-Länder-Koordinierungsgremium, das über 
die strategische Ausrichtung der 40 Milliarden Euro 
Strukturhilfen bis 2038 entscheidet, arbeitet bislang 
jedoch ohne systematische Sozialpartnerbeteiligung 
(Revierwende 2025).

Beteiligung der Sozialpartner
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2.3	 Zwischen Anspruch und Wirklichkeit: 
Was leistet die regionale Strukturförderung?

Die regionale Strukturförderung verfolgt das Ziel, gleich-
wertige Lebensverhältnisse in allen Regionen Deutschlands 
zu schaffen. Dieses Ziel bezieht sich auf wirtschaftliche, 
ökologische und soziale Aspekte, die die Lebensqualität vor 
Ort maßgeblich beeinflussen. Entsprechend vielfältig und 
komplex ist die Förderlandschaft der regionalen Struktur-
politik in Deutschland. 

Die drei beschriebenen Instrumente – das GFS mit der 
GRW, EU- Strukturfonds und InvKG – verfolgen auf unter-
schiedliche Weise das gemeinsame Ziel, gleichwertige 
Lebensverhältnisse herzustellen. Sie unterscheiden sich 
jedoch deutlich in ihrer Ausrichtung, ihrem Anwendungs-
bereich und ihrer Förderlogik.

Das GFS konzentriert sich vorrangig auf die wirtschaftliche 
Stärkung strukturschwacher Regionen in Deutschland. Im 
Zentrum steht die Förderung unternehmerischer Investitio-
nen und wirtschaftsnaher Infrastruktur. Mit der GRW-
Reform im Jahr 2022 wurden erstmals ökologische und 
soziale Aspekte integriert, etwa durch Anreize zur ökologi-
schen Transformation, die Erprobung eines Förderbereichs 
zur Daseinsvorsorge sowie die Einführung arbeitsbezoge-
ner Qualitätskriterien für bestimmte Branchen.

Die EU- Strukturfonds, insbesondere der EFRE, zielen 
auf die Reduzierung regionaler Disparitäten innerhalb 
der EU. Sie decken ein breites thematisches Spektrum 
ab – von  Forschung und Innovation über Digitalisierung, 
Klimaschutz bis hin zu sozialem Zusammenhalt. Die 
Förderintensität orientiert sich dabei am regionalen 
Brutto inlandsprodukt pro Kopf im Vergleich zum EU-
Durchschnitt. Gleichzeitig gelten für alle Regionen grundle-
gende Fördermöglichkeiten – verbunden mit der Verpflich-
tung der Mitgliedstaaten, feste Quoten für priorisierte 
Politikziele wie Umwelt-  und Klimaschutz einzuhalten.

Das InvKG stellt ein befristetes, aber umfassend angelegtes 
Sonderprogramm dar, das den Strukturwandel in ehemali-
gen Kohleregionen unterstützen soll. Es hat einen integ-
rierten, präventiven Ansatz, der wirtschaftliche, soziale 
und ökologische Maßnahmen verbindet. Neben klassischer 
Wirtschaftsförderung wird darin besonderer Wert gelegt 
auf gesellschaftlichen Zusammenhalt, etwa durch Förde-
rung von Qualifizierung, Daseinsvorsorge, Partizipation und 
zivilgesellschaftlicher Mitgestaltung.

Gemeinsamkeiten und Unterschiede
Die drei Fördersysteme stehen für eine Vielzahl von teils 
unterschiedlichen Zielen und Förderthemen, die in den ver-
schiedenen Regionen noch einmal stark variieren können. 
Die Bundesländer stellen im Rahmen der Förderstrukturen 
jeweils eigene Programme auf und bestimmen dabei die 
inhaltlichen Schwerpunkte. Damit können sie einerseits in 
den Regionen die Fördermittel bedarfsgerecht einsetzen, 
andererseits besteht aber die Gefahr, dass die eigentlichen 
Strukturschwächen nur unzureichend adressiert werden. 
Da es sich um zweckgebundene Fördermittel des Bundes 
bzw. der EU mit Bindungsfrist handelt, nach deren Ab-
lauf die Mittel in der Regel verfallen, entsteht ein Anreiz, 
Fördergelder vorrangig dort einzusetzen, wo ein schneller 
Mittelabfluss möglich ist – auch wenn dies nicht unbedingt 
den größten tatsächlichen Bedarf widerspiegelt.

Trotz ihrer unterschiedlichen Logiken und Förderkulissen 
weisen die Fördersysteme auch inhaltliche Schnittmen-
gen auf, etwa bei der Förderung wirtschaftsnaher Infra-
struktur und unternehmerischer Investitionen oder in der 
Innovationsförderung. Hier könnten Synergien noch besser 
genutzt werden. Im Vergleich fällt auf: Während die EU-
Strukturförderung mittlerweile auf ein breites Spektrum 
gesellschaftlicher, ökologischer und wirtschaftlicher Her-
ausforderungen reagiert und daher alle Regionen grund-
sätzlich förderfähig sind, bleibt das deutsche Fördersystem 
selektiv, reaktiv und ist auf wenige Regionen fokussiert. 
Trotz der GRW- Reform 2022, mit der erstmals ökologische 
Transformationsziele integriert wurden (BMWK o.J.), bleibt 
doch das Förderinstrument in seinem Zuschnitt thematisch 
und regional beschränkt. 

Die Auswahlkriterien für Fördergebiete basieren sowohl 
im GFS als auch in der EU- Kohäsionspolitik bislang über-
wiegend auf ökonomischen Indikatoren, wie BIP, Beschäfti-
gung oder Infrastruktur. Nicht- ökonomische Faktoren wie 
Lebens qualität, ökologische Belastung, soziale Teilhabe 
oder demokratische Beteiligung spielen keine Rolle. Die 
 Kriterien beziehen sich auf den Status quo. Dies unter-
streicht die Notwendigkeit einer kohärenten Weiter-
entwicklung der Fördersystematik, bei der Indikatoren 
und Programmatik besser zusammenpassen, die die 
struktu rellen Faktoren besser abbildet und Transformation 
gezielter steuern kann.



Strukturpolitik neu ausrichten

17

Erste Schritte zur Neuorientierung – wohin geht der Weg? 
Inhaltlich ist eine Neuorientierung der Strukturförderung 
erkennbar: Neben klassischen Zielen wie Wachstum und 
Beschäftigung rücken Transformationsziele wie Nachhal-
tigkeit, Klimaneutralität und soziale Teilhabe verstärkt in 
den Fokus. Besonders die EU- Strukturpolitik und das InvKG 
spiegeln diese Entwicklung wider. Die GRW hat mit ihrer 
Reform 2022 durch die Öffnung für ökologische Ziele und 
arbeitsbezogene Kriterien erste Schritte in diese Richtung 
unternommen, eine grundsätzliche Neuausrichtung der 
Förderpraxis steht jedoch noch aus. 

In der Vorbereitung der kommenden Förderperioden 
 werden die Weichen für die zukünftige Ausrichtung 
 gestellt. Angesichts wachsender Heraus forderungen – vom 
demografischen Wandel über Klimakrise und Digitali
sierung bis zu geopolitischen Risiken und knappen 
Haushaltsmitteln – steigt der Druck auf die Struktur
politik, sich strategisch weiterzuentwickeln und die Mittel 
konzen trierter einzusetzen. Offen bleibt, ob der Kurs einer 
transformativen Ausrichtung beibehalten und konsequent 
weiterentwickelt wird, oder ob es eine Rückbesinnung auf 
klassische Wirtschaftsförderung gibt. Die Frage lautet: 
Bleibt Strukturförderung reaktiv und verwaltend – oder 
wird sie zu einem vorausschauenden Instrument für die 
gesellschaftliche Entwicklung?
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3 	Anforderungen an eine transformative und 
präventive Strukturpolitik

Das vorangegangene Kapitel zeigt: Die Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse ist ein komplexes, mehr
dimensionales Ziel. Der erste Gleichwertigkeitsbericht der 
Bundesregierung trägt dem Rechnung: Gleichwertigkeit 
bedeutet nicht nur wirtschaftliche Kohäsion, sondern ge-
sellschaftliche Teilhabe, Zugang zu Daseinsvorsorge und 
Infrastruktur sowie ökologische Rahmenbedingungen, die 
ein gutes Leben und Wirtschaften in Deutschland ermög-
lichen (BMWK 2024b). Dieses breite Verständnis geht weit 
über traditionelle ökonomische Kennzahlen hinaus. Dies 
wird in der Strukturförderpraxis aber bislang nicht genü-
gend abgebildet.

Noch immer orientiert sich die regionale Förderlogik über-
wiegend an klassischen ökonomischen Indikatoren, wie BIP, 
Arbeitslosenquote oder Unternehmensdichte. Dabei bleibt 
ein erheblicher Teil aktueller Herausforderungen außen vor, 
etwa die sozialen und ökologischen Folgen der Transforma-
tion, geopolitische Unsicherheiten, oder die zunehmende 
Aushöhlung demokratischer Strukturen. Zugleich zeigt 
der Gleichwertigkeitsbericht der Bundesregierung (BMWK 
2024b), dass die Regionen sehr unterschiedliche Ressourcen 
haben, diese Herausforderungen anzugehen.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie eine 
Strukturpolitik der Transformation aussehen müsste: 
Wie können Förderprogramme den tiefgreifenden Wandel 
nicht nur  begleiten, sondern gestalten? Und wie lassen 
sich dabei wirtschaftliche Resilienz, ökologische Nach-
haltigkeit, soziale Gerechtigkeit und demokratische 
Stabilität zusammendenken?

Die folgenden Abschnitte argumentieren für eine Weiter-
entwicklung und Gestaltung der Förderlogik entlang öko-
logischer, demokratischer, gesellschaftlicher und zukunfts-
gerichteter wirtschaftlicher Kriterien.

3.1	 Umweltgerechtigkeit als eine Kernfrage 
regionaler Entwicklung

In der aktuellen Förderpraxis spielen ökologische Aspekte 
keine systematische Rolle bei der Identifikation struktur-
schwacher Regionen. Dies steht im Widerspruch zu einem 
erweiterten Verständnis gleichwertiger Lebensverhält-
nisse, das auch ökologische Rahmenbedingungen als 
grundlegende Voraussetzung für Lebensqualität, Teilhabe 
und regionale Entwicklung anerkennt. Bereits im ersten 
Raumordnungsbericht von 1975 (BMRBS 1974) wurde eine 
„menschenwürdige Umwelt“ als Bestandteil gleichwertiger 
Lebensbedingungen genannt. 

Der Begriff der Umweltgerechtigkeit greift diese Dimension 
auf. Er umfasst das Recht auf eine gesunde Umwelt sowie 
den Schutz vor übermäßigen Belastungen. Umweltqualität 
beeinflusst Lebensverhältnisse auf mehreren Ebenen – 
physisch, psychisch, sozial und wirtschaftlich. Luftver-
schmutzung, Lärm, fehlender Zugang zu Grünräumen 
oder klimatische Extrembelastungen wirken sich direkt auf 
Gesundheit, Wohlbefinden und Entwicklungschancen aus. 
Zahlreiche Studien belegen den Zusammenhang zwischen 
Umweltbedingungen und Lebenszufriedenheit ( Rajani et al. 
2019; Silva et al. 2012). Gleichwertigkeit bedeutet in diesem 
Sinne: gleiche Chancen auf eine intakte Umwelt. 

Die Realität sieht anders aus: Umweltbelastungen sind 
räumlich ungleich verteilt, durch Industrieansiedlungen, 
Verkehrsinfrastruktur oder Hitzebelastung in dicht bebau-
ten urbanen Räumen. Menschen mit geringem Einkommen 
oder in benachteiligten Stadtteilen tragen häufig eine 
überproportional hohe ökologische Last und haben gleich-
zeitig weniger Möglichkeiten zur Kompensation oder zum 
Rückzug ins Grüne (Niemann et al. 2015; Claßen et al. 2011). 
Der Zugang zu Frei- und Grünflächen wirkt sich nach-
weislich positiv auf Gesundheit und Lebensqualität aus 
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Abbildung 2  Unterschiedliche Klimaräume und absehbare Herausforderungen durch Wetterereignisse im Bundesgebiet
Insgesamt nehmen die durchschnittliche Temperatur sowie die Wahrscheinlichkeit für Hitze, Starkregen und Trockenheit 
in allen Regionen leicht zu. Hinzu kommen in den einzelnen Klimaräumen starke bis sehr starke Veränderungen.

 
Quelle: UBA 2022.
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(Draxler 2019; Patino et al. 2023). Umweltungerechtigkeit 
verschärft dadurch räumliche Ungleichheiten und unter-
gräbt das politische Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse.

Auch der Klimawandel macht deutlich, wie entscheidend 
ökologische Kriterien für die räumliche Gerechtigkeit 
sind: Die regional unterschiedliche Betroffenheit durch 
Hitze, Trockenheit, Hochwasser, Starkregenereignisse, 
Biodiversitätsverlust oder Wasserstress zeigt sich auch in 
Deutschland bereits deutlich (Vgl. Abbildung 2, S. 19). Die 
Auswirkungen reichen von Gesundheitsrisiken über infra-
strukturellen Druck bis hin zu Ertragsausfällen in Land- und 
Forstwirtschaft. Der Süd westen und Osten Deutschlands 
kämpfen verstärkt mit Hitzewellen und Dürre. Städte 
sind durch Verdichtung besonders betroffen, zeitgleich 
steigt dort das Risiko für Starkregenereignisse. Küsten-
regionen leiden unter Sturmfluten und dem steigenden 
Meeresspiegel (Welsch 2020; UBA 2022). Die regionale 
CO₂- Emissionsintensität variiert ebenfalls nach Industrie-
dichte oder emissionsintensiven Verkehrs-  und Gebäude-
strukturen (Südekum und Rademacher 2024). Manche 
Regionen tragen daher mehr zur Klima erwärmung bei als 
andere, während manche Regionen stärker von den Folgen 
betroffen sind als andere. In beiden Fällen entstehen hohe 
Transformationskosten, die regional ungleich verteilt sind.

Hinzu kommen die indirekten sozialen Folgen der ökologi-
schen Transformation selbst. So kann die Verkehrswende 
etwa in Regionen mit schlechter ÖPNV- Anbindung zu 
Mobilitätsarmut führen – insbesondere dort, wo Menschen 
auf das Auto angewiesen sind, aber keine emissionsfreien 
Alternativen nutzen können (Stark et al. 2023). Ähnlich droht 
durch steigende Energiepreise oder Investitions kosten für 
neue Heizsysteme in bestimmten Regionen eine wachsende 
Energiearmut (Bach et al. 2025). Diese sozial- ökologischen 
Spannungen wirken nicht überall gleich. Sie sind regional 
differenziert und treffen strukturschwache Regionen oft 
besonders hart (Bouzarovski und Simcock 2017). Werden 
sie nicht berücksichtigt, laufen Klimaschutzmaßnahmen 
 Gefahr, sozial und räumlich polarisierend zu wirken. 

Ökologische Lebensqualität ist kein „Luxusgut“, sondern 
Teil grundlegender Daseinsvorsorge. Der Zugang zu saube-
rer Luft, Wasser, gesunder Wohnumgebung und Natur-
flächen sollte ebenso selbstverständlich abgesichert sein 
wie Bildung oder Gesundheitsversorgung. Hinzu kommt 
die intergenerationelle Perspektive: Nur wenn ökologische 
Kriterien heute berücksichtigt werden, lassen sich auch für 
die junge Generation und die nachfolgenden Generatio-
nen gleichwertige Lebensbedingungen sichern. Das beugt 

Abwanderungstendenzen vor und ist damit nicht nur eine 
Frage der Umweltpolitik, sondern eine zentrale Bedingung 
regionaler Resilienz und Gerechtigkeit.

Die Integration ökologischer Kriterien in die Strukturpolitik 
ist zwingend erforderlich – nicht nur als Reaktion auf akute 
Umweltprobleme, sondern als strategisches Element zur 
 Sicherung sozialer Teilhabe, gesundheitlicher Chancen-
gleichheit und langfristiger Zukunftsfähigkeit. Strukturför-
derung muss ökologische Lebensrealitäten ernst nehmen – 
und aktiv in ihre Bewertungssysteme, Förderlogiken und 
Zielhorizonte integrieren. 

3.2	 Teilhabe und Vertrauen: Demokratie .
als Standortfaktor

Ökonomische Kennzahlen und Umweltbedingungen 
allein reichen nicht aus, um gleichwertige Lebens
verhältnisse zu erfassen. Soziale Teilhabe, politisches 
Vertrauen und demokratische Stabilität sind ebenfalls 
essenzielle Voraus setzungen für regionale Entwick-
lung und somit integraler Bestandteil einer modernen, 
transformativen Strukturpolitik. 

Demokratie stellt selbst eine ökonomische Ressource dar. 
Forschungen belegen, dass politisches Vertrauen – das 
Vertrauen in politische Akteure und Institutionen – einen 
positiven Einfluss auf die wirtschaftliche Entwicklung 
hat: durch geringere Korruption, höhere Steuerehrlichkeit 
und eine effizientere Verwaltung (Muringani et al. 2024; 
Kumagai und Iorio 2020). Auch das soziale Vertrauen – das 
Zutrauen in Menschen des Umfelds und in zivilgesell-
schaftliche Strukturen – trägt zur Innovationskraft und öko-
nomischen Resilienz bei (Trigilia 2001; Putnam et al. 1994).

Umfragen in Deutschland zeigen ein deutlich regional 
differenziertes Vertrauensniveau, wobei auffällige  Defizite 
im Osten sowie in Teilen von Rheinland- Pfalz und dem 
Saarland zu verzeichnen sind (Muringani et al. 2024). Nur 
in wenigen europäischen Ländern, darunter Italien, sind 
vergleichbare regionale Unterschiede zu beobachten. 
Diese Ungleichheiten beeinflussen direkt die wirtschaft-
lichen Entwicklungschancen einer Region und sollten 
daher förderrelevant sein. Der Zugang zu öffentlichen 
Dienstleistungen stellt ein zentrales Bindeglied zwischen 
Infrastruktur, Vertrauen und Demokratie dar (Heider et al. 
2025). Forschungen zeigen, dass der schlechte Zugang zu 
Schulen, Kliniken oder öffentlichem Nahverkehr zu einem 
Gefühl der Isolation führen kann. Dies wiederum kann das 
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Quelle: IAB-Betriebspanel 2024.

Abbildung 3  Anteil der Beschäftigten in Betrieben mit mehr als 5 Beschäftigten,  
die einen Betriebs- oder Personalrat haben
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Vertrauen in politische Institutionen untergraben und die 
Wahl populistischer Parteien fördern (Gold und Lehr 2024; 
Latham und Layton 2022; Ziller und Andreß 2022; Heider 
et al. 2025). Diese „Geografie der Unzufriedenheit“ (Stroppe 
2023) betrifft vor allem Gebiete, die von Abwanderung und 
einer Ausdünnung der Infrastruktur betroffen sind, teils 
trotz immenser wirtschaftlicher Aufholerfolge (Diermeier 
2020; Heider et al. 2025).

Zudem zeigen sich große regionale Unterschiede beim 
zivilgesellschaftlichen Engagement – einem wichtigen 
Stabilisierungsfaktor für demokratische Einstellungen: 
 Vereinsdichte, Parteimitgliedschaften, Gewerkschafts
bindung und Wahlbeteiligung variieren regional stark 
(Schäfer 2023; Träger und Pollex 2020; D’Antonio 2017). 
 Historische Prägungen spielen hier eine große Rolle: 
Während Regionen wie das Ruhrgebiet oder Baden-
Württemberg auf eine lange Tradition sozialpartnerschaft-
licher Organisation zurückblicken, sind viele ostdeutsche 
Regionen durch Strukturbrüche geprägt – mit schwächer 
ausgeprägter zivilgesellschaftlicher Infrastruktur (Bispinck 
2020; Heinze et al. 2025; Bose et al. 2020). 

Ein zentraler Ort für demokratische Teilhabe ist die 
Arbeitswelt. Studien belegen, dass dort, wo betrieb-
liche Mitbestimmung und Beteiligung vorhanden sind, 
Transformationsprozesse besser verstanden, akzeptiert 
und aktiv mitgestaltet werden (Schulz und Trappmann 
2023). Allerdings gibt es hier ebenfalls große regionale 

Unterschiede: Der Anteil der Beschäftigten mit gewähl-
ter Interessenvertretung nimmt seit Jahren insgesamt 
ab – bundesweit liegt er bei 45 %. Die Unterschiede in 
den einzelnen Bundesländern sind dabei groß. In einigen 
Bundesländern wird mindestens die Hälfte der Beschäftig-
ten durch einen Betriebsrat vertreten. In der ostdeutschen 
Privatwirtschaft arbeiten aktuell nur knapp ein Drittel der 
Beschäftigten in Betrieben mit Betriebsrat (Hohendanner 
und Kohaut 2025, vgl. auch Abbildung 3, S. 21). Dies ist 
ein zentrales Hindernis für die Akzeptanz von Verände-
rungen am Arbeitsplatz: Insbesondere Beschäftigte mit 
einfachen Tätigkeiten erfahren Transformationen wie die 
Digitalisierung oder Dekarbonisierung oft als einen Ver-
lust von Kontrolle – dies gilt insbesondere, wenn sie keine 
Vertretung haben, der sie vertrauen (Siebert und Buchstab 
2025; Schaupp 2024, 2021; Mau et al. 2024).

Demokratie, Teilhabe und Vertrauen sind keine „weichen“ 
Beigaben zur Strukturförderung. Sie sind entscheidend für 
wirtschaftliches Wachstum, Innovationskraft und regionale 
Widerstandsfähigkeit. Um zukunftsfähige Strukturpolitik 
zu gestalten, müssen diese Kriterien systematisch einbe
zogen werden – zum Beispiel durch Indikatoren für poli-
tisches Vertrauen, Beteiligungsstrukturen und die Dichte 
der Zivilgesellschaft. 
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Abbildung 4  Regionale Betroffenheit durch die Transformation
Die Karte zeigt, wie stark Regionen den vier Transformationstreibern Dekarbonisierung, Digitalisierung, Deglobalisierung 
und demographischer Wandel ausgesetzt sind. Gemessen wurde die Summe von standardisierten Indikatoren. Die Werte 
wurden in fünf gleich große Gruppen (Quintile) unterteilt. Je dunkler die Farbe, desto stärker ist die regionale Ökonomie 
diesen Treibern ausgesetzt. 

 
Quelle: Grimm et al. 2025.
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3.3	 Struktur stark – Zukunft schwach? 
Ökonomische Kriterien reichen nicht aus 

Die bisherigen Indikatoren zur Bestimmung ökonomischer 
Strukturschwäche basieren auf einem klassischen, rück-
blickenden Verständnis: Vor allem erfassen sie bestehende 
Problemlagen, wie beispielsweise hohe Arbeitslosigkeit, ein 
geringes Bruttoinlandsprodukt oder eine niedrige Unter-
nehmensdichte. Diese Größen waren über viele Jahrzehnte 
hinweg geeignet, um sich mit Wachstumsrückständen zu 
befassen. Angesichts der weitreichenden Veränderungen, 
insbesondere durch Dekarbonisierung und Digitalisierung, 
ist dieser Ansatz jedoch nicht mehr ausreichend.

Diese Entwicklungen werden die ökonomischen Struk-
turen in Deutschland grundlegend verändern, wobei die 
Auswirkungen regional stark variieren werden. Durch den 
politisch unabdingbaren Beschluss zu einer klima neutralen 
Wirtschaft sind Arbeitsplätze in der CO₂- intensiven 
Industrie teils sehr hohem Druck ausgesetzt. Gleichzeitig 
eröffnen sich in anderen Sektoren neue Berufsmöglich-
keiten (Becker et al. 2025). Allerdings muss davon aus-
gegangen werden, dass dies nicht notwendigerweise in 
den Regionen geschieht, in denen Betriebe schließen oder 
Branchen ausgedünnt werden. Neue Jobs sind nicht immer 
anschluss fähig an regional vorhandene Fähigkeiten. Hier 
ist eine lange Übergangsphase zu erwarten, die politisch 
aktiv gestaltet werden muss. Dies gilt besonders vor dem 
Hintergrund, dass die Klimatransformation kein klassischer, 
wirtschaftlich bedingter Strukturwandel ist, sondern das 
Ergebnis einer politisch getroffenen, wenngleich wichtigen 
und sinnvollen, Entscheidung.

Hinzu kommen Veränderungen der Wirtschafts strukturen 
durch sich verändernde internationale Handels beziehungen 
und als Folge demografischer Entwicklungen. Die regionale 
Ausgesetztheit gegenüber diesen Einfluss faktoren variiert 
stark. Es zeigt sich allerdings, dass einige  Regionen im Süd-
westen Deutschlands stark betroffen sind, die aktuell noch 
vergleichsweise gute ökonomische Kennzahlen vorweisen 
(Grimm et al. 2025, vgl. Abbildung 4, S. 23).

Die gegenwärtigen Indikatoren der Strukturpolitik berück-
sichtigen jedoch diese zukünftigen Risiken nicht – sie sind 
retrospektiv und nicht prospektiv. Das heißt: Gebiete, die in 
der Zukunft einen hohen Anpassungsbedarf haben werden, 
können derzeit noch als ökonomisch stark angesehen 
werden und fallen aktuell aus dem Förderradar, obwohl sie 
vor gravierenden Einschnitten stehen (Alm und Weyh 2025; 
Südekum und Rademacher 2024; Lichtblau et al. 2022).

Diese Schieflage zeigt sich auch im subjektiven Empfinden 
der Bevölkerung. Obwohl zahlreiche Gebiete wirtschaft-
lich aufgeholt haben, nehmen die Menschen vor Ort diese 
dennoch als „abgehängt“ wahr (Grimm et al. 2025). Diese 
„gefühlte Strukturschwäche“ spiegelt sich im Wahl
verhalten: Besonders gute Ergebnisse rechtspopulistischer 
Parteien finden sich dort, wo trotz objektiver Verbesserun-
gen  frühere Strukturbrüche oder hohe Transformations-
risiken das Vertrauen in die Zukunft prägen (Manow, 2022; 
Bergmann et al. 2025). 

Diese Wahrnehmungen sind kein irrationales Gefühl, 
sondern legitime Frühwarnzeichen. Die erforder lichen 
strukturellen Veränderungen im Zusammenhang mit 
der Klimapolitik werden nicht nur zu einer Verlage-
rung von Arbeits plätzen führen, sondern auch ganze 
Wertschöpfung sketten verändern. Zugleich bestehen 
hinsichtlich der Qualifizierungs- und Anpassungs strategien 
vielfach Unklarheiten, vor allem in Gebieten mit einer 
hohen Industriedichte, einer schwachen Infrastruktur 
oder einem Mangel an Fachkräften (Heikonnen et al. 2025; 
Fitzenberger und Kagerl 2025; Schneemann et al. 2025). 
Dies bedeutet für die Strukturschwächemessung, dass 
die Krisenbewältigungsfähigkeit des Arbeitsmarkts in den 
Regionen stärker Berücksichtigung finden sollte (Alm und 
Weyh 2025). 

Ein weiterer Schwachpunkt der bestehenden Bewertungs-
systeme: Sie vernachlässigen die Qualität der Arbeit. 
Tarifbindung, ein wesentlicher Faktor für gerechte Bezah-
lung, verlässliche Arbeitsbedingungen und wirtschaftliche 
Stabilität, wird bisher kaum in der Förderlogik berück-
sichtigt. Dabei ist die Tarifbindung in Deutschland seit 
Jahren rückläufig und liegt bundesweit nur noch bei rund 
50 %, in manchen Regionen deutlich darunter (Lübker und 
Schulten 2024). Besonders gering ist sie in Bundesländern, 
die gleichzeitig stark von Strukturförderung profitieren. 
In Ostdeutschland liegt sie teils unter 40 %. Die Tariflücke – 
der Verdienstunterschied zwischen Beschäftigten mit und 
ohne Tarifvertrag – ist ebenfalls regional sehr unterschied-
lich, aber auch in den Ländern mit hohen Strukturförder
anteilen besonders hoch, mit entsprechenden negativen 
Folgen für die Konsumkraft, das Steueraufkommen und 
die soziale Absicherung und damit für die mittelfristige 
wirtschaftliche Entwicklung (Abbildung 5). 
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Die EU- Mindestlohnrichtlinie sieht vor, dass Mitglieds-
staaten mit weniger als 80 % Tarifbindung Maßnahmen 
zur Stärkung tariflicher Strukturen ergreifen müssen. Eine 
Bindung von Strukturförderung an tarifliche Standards 
wäre nicht nur ein wichtiger wirtschaftspolitischer Impuls, 
sondern würde als Hebel zur Stärkung qualitativ hochwer-
tiger Beschäftigung zusätzlich helfen, europäische Vorga-
ben umzusetzen (DGB 2024).

Die ökonomischen Kriterien der Strukturpolitik müssen 
grundlegend überarbeitet werden. Notwendig ist eine 
zukunftsgerichtete Indikatorik, die neben dem Status quo 
auch Transformationsrisiken, die Qualität von Arbeits-
plätzen und Anpassungsfähigkeit berücksichtigt. Nur so 
können die Regionen identifiziert und gestärkt werden, die 
in der kommenden Dekade besonders gefordert sein wer-
den, unabhängig davon, ob sie heute als „strukturschwach“ 
gelten oder nicht.

 
Quelle: IAB-Betriebspanel und Bundestagsdrucksache 21/857. Eigene Darstellung.

Abbildung 5  Beschäftigte mit Tarifvertrag und Tariflücke in den Bundesländern
Die Balken zeigen den Anteil der Beschäftigten mit einem Branchen-, Flächen- oder Haustarifvertrag im Jahr 2024,  
die Punktwerte den Unterschied im Bruttomonatsverdienst zwischen Beschäftigten mit und ohne Tarifvertrag.



Stiftung Arbeit und Umwelt der IGBCE

26

3.4	 Gleichwertigkeit neu denken

Der Begriff der „gleichwertigen Lebensverhältnisse“ bildet 
seit Jahrzehnten den normativen Kern regionaler Struktur-
politik in Deutschland. Doch die politischen, wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen haben 
sich grundlegend verändert. Megatrends wie Klimawandel, 
Digitalisierung, Ressourcenknappheit, demografischer 
Wandel und Deglobalisierung wirken tief in das regionale 
Gefüge hinein – mit sehr unterschiedlichen Auswirkun-
gen. Regionen unterscheiden sich in ihren natürlichen 
Gegeben heiten, ihrer wirtschaftlichen Struktur, ihrer 
sozialen Infrastruktur und ihrer Resilienz gegenüber Krisen. 
Diese Differenzierung erfordert ein erweitertes Begriffs
verständnis von Gleichwertigkeit, das mehrdimensionale 
Ausgangslagen anerkennt – und nicht versucht, sie über 
einen einheitlichen Maßstab zu nivellieren.

Gleichzeitig verändern sich auch die politischen Anforde-
rungen: Die tiefe gesellschaftliche Verunsicherung in Teilen 
der Bevölkerung, sichtbar etwa in der Wahl rechtspopulis-
tischer Parteien, ist ein Ausdruck wahrgenommener Pers-
pektivlosigkeit. Studien zeigen: Nicht primär die aktuelle 
wirtschaftliche Lage, sondern mangelndes Vertrauen in 
Institutionen ist der zentrale Treiber politischer Destabili-
sierung (Manow 2022). Strukturpolitik kann hier ein Instru
ment sein, um Bindung herzustellen – wenn sie soziale, 
ökologische und politische Komponenten konsequent 
integriert (Gold und Lehr 2024; Heddesheimer et al. 2024).

Diese Perspektive hat Konsequenzen für die Förderpolitik: 
Wenn gleichwertige Lebensverhältnisse mehr sind als 
wirtschaftlicher Aufholbedarf, dann muss sich dies auch in 
den Zielen, Instrumenten und Bewertungsmaßstäben der 
Strukturförderung niederschlagen. Es braucht eine neue 
Zielarchitektur, die die Vielfalt der Herausforderungen und 
Potenziale der Regionen systematisch abbildet – und in der 
Strukturpolitik selbst zur Anwendung bringt.

Eine solche Neuausrichtung bleibt nicht abstrakt. Sie 
lässt sich konkret fassen – in der Auswahl von Indikato-
ren, der Gestaltung von Förderlogiken und der Definition 
von Fördergebieten. Im folgenden Kapitel wird skizziert, 
wie eine transformativ ausgerichtete Strukturpolitik 
aussehen könnte.

€
€
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Die ökonomischen, ökologischen und sozialen Heraus-
forderungen der kommenden Jahrzehnte erfordern einen 
tiefgreifenden Wandel in nahezu allen Regionen (Mazzu-
cato 2021; Boschma 2015). Eine moderne Strukturpolitik 
muss diesen Wandel mit begrenzten Mittel aktiv gestal-
ten. Unser Vorschlag für eine transformativ ausgerichtete 
Strukturpolitik baut auf bestehende Bundes- und EU-
Förderinstrumente auf, entwickelt diese konsequent weiter 
und nutzt Synergien durch eine Bündelung der bestehen-
den Systeme. Dazu gehört ein neues einheitliches Ziel-
system, das sich an auch an planetaren Belastungsgrenzen 
und gesellschaftlicher Resilienz orientiert. 

Strukturfördermittel müssen sich konkret am Bedarf 
der Regionen orientieren. Sie machen nur einen kleinen 
Teil regional wirksamer Finanzmittel in Deutschland aus 
(Grundke und Sunel 2025). Die meisten Mittel zwischen 
den Ebenen fließen über kommunale Finanzausgleichs-
systeme der Länder, den Länderfinanzausgleich und 
Bundesergänzungs zuweisungen (BEZ), die finanzschwä-
chere Länder stärken. Diese Verteilung erfolgt überwiegend 
anhand von Steueraufkommen und Bevölkerungszahl der 
Länder (Königsteiner Schlüssel) und ist nicht an regionalen 
Bedarfen orientiert. Gleiches gilt für die Verteilung der Mit-
tel, die aus dem Sondervermögen für Investitionen in Infra-
struktur zur Verfügung stehen. Strukturfördermittel sind 
die Ausnahme, die daher gezielt auf regionale Schwächen 
ausgerichtet sind. Da der Transformationsbedarf flächen-
deckend besteht, sollten grundsätzlich alle Regionen för-
derfähig sein – die Höhe der Fördermittel sollte allerdings 
von ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit abhängen.

Transformative Strukturpolitik braucht eine erweiterte 
Zielorientierung. Zentrale Bereiche wie ökologische Trans-
formation, gesellschaftliche Teilhabe und  demokratische 
Resilienz sind in der bestehenden Indikatorik nicht 
ausreichend abgebildet. Die Förderprogramme sind hier 
weiter entwickelt als die zugrunde liegenden Messung von 
Strukturschwäche. Konkret sollten die unterschiedlichen 

Strukturschwächen zunächst anhand geeinigter Indikatoren 
identifiziert werden und darauf aufbauend entsprechende 
Fördermaßahmen aufgestellt werden. Dies würde hel-
fen, knapper werdende Mittel ziel- und bedarfsgerechter 
einzusetzen. 

Ein zentrales Element ist die partizipative Steuerung. 
Regionale Akteure verfügen über kontext- und regional-
spezifisches Wissen, das für die Umsetzung komplexer 
Transformationsprozesse relevant ist. Strukturpolitik muss 
dieses Wissen aktiv einbinden. 

4.1	 Ziele neu setzen: .
Was Strukturpolitik leisten muss

Das Zielsystem ist der strategische Kompass von Struktur-
politik: Es geht immer um die Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse. Um dies zu erreichen, geht eine zu-
kunftsorientierte Ausrichtung über die klassischen Ziele 
von Strukturpolitik hinaus. Wachstums- und Beschäfti-
gungsförderung werden ergänzt um zentrale gesellschaft-
liche und ökologische Anliegen. Die Einhaltung planetarer 
Grenzen sowie gesellschaftlicher Frieden und demokrati-
sche Stabilität. 

Die planetaren Grenzen markieren die ökologischen Be-
lastungsgrenzen unseres Planeten. Ihre Überschreitung 
 gefährdet langfristig sämtliche menschlichen Lebens-
grundlagen (Rockström et al. 2009). Gleichzeitig sind 
sozialer Zusammenhalt und demokratische Teilhabe 
Voraus setzungen für politische Legitimität und für gesell-
schaftliche Resilienz (WBGU 2011).

4	Eine neue Strukturpolitik  für die Transformation 



Stiftung Arbeit und Umwelt der IGBCE

28

Ökonomische Ziele bleiben nach wie vor zentral für gleich-
wertige Lebensverhältnisse. Sie müssen jedoch stärker als 
bislang um soziale und ökologische Zielsetzungen ergänzt 
werden. Daraus ergeben sich vier zentrale Handlungsfelder 
für eine transformative Strukturpolitik (Abbildung 6):

Handlungsfeld 1: Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen 
Intakte Ökosysteme bilden die Grundlage für langfristigen 
Wohlstand und sozialen Frieden. Der Klimawandel und 
der Verlust biologischer Vielfalt gefährden diese Systeme, 
erhöhen das Risiko extremer Naturereignisse und schwä-
chen damit die wirtschaftliche Widerstands fähigkeit – 
etwa in der Landwirtschaft, im Tourismus oder bei der 
Rohstoff versorgung. Auch wirtschaftliche und öffentli-
che Infrastruktur ist gefährdet. Strukturförderung muss 
daher den Schutz und die Wiederherstellung natürlicher 
Lebensgrundlagen aktiv unterstützen, um eine zukunfts-
fähige Entwicklung, auch für nachfolgende Generationen, 
zu sichern.

Handlungsfeld 2: Gerechter Übergang 
Die sozial- ökologische Transformation darf soziale Un-
gleichheiten nicht weiter verschärfen, sondern trägt 
bestenfalls dazu bei, sie zu reduzieren. Ziel ist ein gerechter 
Wandel, der alle Menschen, unabhängig von sozialer Lage 
oder regionaler Herkunft, einbezieht. Dazu gehören die 
Sicherung und Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze mit 
angemessenem Einkommen, soziale Infrastruktur, Partizi-
pation an politischen Prozessen, Teilhabe am öffentlichen 
Leben oder das Recht auf Zugang zu sauberer Luft, saube-
rem Wasser und Naturflächen. Auch der Zugang zu be-
zahlbarer emissionsarmer Mobilität und Wohnumgebung 
gehört zu einem gerechten Übergang dazu. Strukturpolitik 
muss diese soziale Dimension aktiv mitgestalten.

Handlungsfeld 3: Anpassungsfähigkeit von Regionen 
Regionale Krisenresilienz wird angesichts wiederkehrender 
Instabilitäten zum Standortfaktor. Dazu braucht es diversi-
fizierte Wirtschaftsstrukturen, regionale Stoffkreisläufe, 
klimaresiliente Infrastrukturen und starke Netzwerke. Sie 

Quelle: Eigene Darstellung.

Abbildung 6  Ein neues Zielsystem für gleichwertige Lebensverhältnisse  
durch eine transformativ ausgerichtete Strukturpolitik
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verbessern die Flexibilität und Fähigkeit, mit unvorherge-
sehenen Ereignissen umzugehen. Ein vielfältiger Unter-
nehmensbestand, regionale Wertschöpfungsketten und 
klimaangepasste Infrastrukturen sind wesentliche Hebel, 
um die Krisenanfälligkeit zu verringern. Eine zukunftsfähige 
Strukturpolitik stärkt diese Voraussetzungen gezielt.

Handlungsfeld 4: .
Resiliente und kreislauforientierte Wirtschaft 
Ressourceneffizienz wird zum wichtigen Wettbewerbs vorteil 
angesichts knapper Ressourcen, deren Verfügbarkeit zum 
politischen Druckmittel gemacht werden kann. Eine primär 
auf Kreisläufe ausgerichtete Wirtschaft reduziert Abhängig-
keiten, erhöht die Krisenfestigkeit und kann zukunftsfähige 
Arbeitsplätze schaffen. Strukturpolitik sollte die notwendigen 
unternehmerischen Anpassungsprozesse durch innovations-
fördernde Rahmenbedingungen aktiv unterstützen. 

4.2	 Grundlagen schaffen: .
Vier Eckpfeiler für eine zukunftsfähige Förderung

Neben neuen Zielen braucht eine transformative Struktur
politik auch passende Strukturen. Viele Anpassungen 
wurden bereits in früheren Reformprozessen angestoßen, 
jedoch nur punktuell oder inkohärent umgesetzt. Um die 
Herausforderungen der Transformation wirksam zu bewäl-
tigen, sind vier zentrale Eckpfeiler entscheidend:

1. Strukturpolitik präventiv ausrichten: .
Alle Regionen sind förderfähig 
Strukturpolitik darf nicht länger nur auf bestehende Probleme 
reagieren – sie muss vorausschauend handeln. Das bedeutet: 
potenzielle Strukturbrüche frühzeitig erkennen und präventiv 
gegensteuern. Dafür braucht es ein belastbares Monitoring-
System, das Regionen mit hohem Transformationsdruck 
sichtbar macht, unabhängig von ihrer aktuellen Wirtschafts-
lage (Gärtner 2023; Lichtblau et al. 2022; Posch und Südekum). 
Notwendige Voraussetzung: Alle Regionen sollen grund-
sätzlich förderfähig sein. Transformationsbedarfe treten 
 universell auf, wenn auch in unterschiedlicher Ausprägung. 
Die Höhe der Förderung soll sich dabei an der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der Regionen orientieren, wie es etwa die 
EU- Kohäsionspolitik vorsieht. 

1	 Operativ kann dies zum Beispiel auf Ebene der NUTS2-Regionen stattfinden, in Deutschland wären das die Regierungsbezirke bzw. in manchen Fällen die 
Bundesländer direkt. 

Eine präventiv ausgerichtete Strukturpolitik stärkt Regio-
nen nicht erst im Nachgang struktureller Krisen, sondern 
ermöglicht frühzeitige strategische Anpassungen und 
rechtzeitiges Gegensteuern.

2. Strukturschwäche umfassend messen und 
Förderbereiche daran ausrichten
Ein zentrales Problem der bisherigen Strukturpolitik liegt in 
der mangelnden Kohärenz zwischen Zielen und Indikatorik. 
Während Förderstrategien vielfach weiterentwickelt wur-
den, blieb die Definition und Messung von Strukturschwä-
che auf klassische ökonomische Indikatoren beschränkt. 
Diese Lücke verhindert gezielte Steuerung und schränkt die 
strategische Wirksamkeit ein. Fördermaßnahmen können 
nur wirksam sein, wenn sie an spezifische Schwächen oder 
Entwicklungspotenziale einer Region anknüpfen.

Eine transformative Strukturpolitik muss daher auf einem 
differenzierten Indikatorensystem aufbauen, das gleich-
wertige Lebensverhältnisse mehrdimensional erfasst: öko-
nomisch, ökologisch und sozial. In Tabelle 2 (S. 30) werden 
erste Ideen für eine solche Indikatorik skizziert. Auch der 
Gleichwertigkeitsbericht der Bundesregierung listet ein Set 
an entsprechenden Indikatoren auf (BMWK 2024b, S. 11). 
Die mit diesen Parametern ermittelte Strukturschwäche 
bildet die Voraussetzung zur Ableitung von Fördermaß-
nahmen. Die Förderung erfolgt dann anhand regiona-
ler Förderstrategien nur in den Bereichen, in denen ein 
konkreter, belegter Bedarf besteht. Gleichzeitig bildet ein 
solches Indikatoren system mitsamt einem entsprechen-
den Monitoring die Grundlage für die evidenzbasierte 
Weiterentwicklung der Programme.

3. Regionale Förderstrategien partizipativ erstellen
Regionen brauchen auf ihre jeweiligen Ausgangsbe
dingungen zugeschnittene Förderstrategien, die von regio-
nalen Akteuren mitentwickelt werden (König et al. 2023). 
Auf Ebene der Bundesländer sollten regionale Förderstrate-
gien entwickelt werden, in enger Abstimmung den jeweili-
gen Förderregionen.1 Der Ausgangspunkt und der Rahmen 
für die regionalen Förderstrategie ist das Indikatoren
system. Die Förderstrategie richtet sich auf die Bereiche, in 
denen Nachholbedarf besteht, und legt für diese Bereiche 
Fördermaßnahmen und -programme fest. 

Diese Strategieentwicklung muss partizipativ stattfinden. 
Die zivilgesellschaftliche Beteiligung darf dabei nicht auf 
symbolische Formate beschränkt bleiben. Zwar existieren 
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Tabelle 2  Vier Handlungsfelder transformativer Strukturpolitik und eine Auswahl beispielhafter Indikatoren 
Die Indikatoren haben keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern dienen der Illustration möglicher Indikatoren 
zur Feststellung eines umfassenden Verständnisses von Strukturschwäche.

Handlungsfeld Teilbereich Indikatoren

Erhalt der natürlichen 
Lebensgrundlagen

Umweltbelastung •	 Lärm- und Luftqualitätsindex
•	 Verlust an Freiraumfläche pro Einwohner:in 
•	 Bodenbelastung durch Altlasten oder Stoffeinträge

Gerechter Übergang Gesellschaftliche 
Teilhabe

•	 Wahlbeteiligung bei regionalen Wahlen
•	 Bevölkerungsanteil ohne deutsche Staatsbürgerschaft
•	 Ehrenamtsquote
•	 Anteil der Betriebe mit Betriebsrat

Soziale Infrastruktur •	 Ärztedichte 
•	 Verfügbarkeit von Kita-Plätzen
•	 Durchschnittliche Entfernung zu kulturellen Einrichtungen

Bildung und 
Qualifikation

•	 Anteil der Bevölkerung mit Hochschulabschluss
•	 Ausbildungsquote 

Nachhaltige Mobilität 
und Energieversorgung

•	 Modal Split (Anteil Umweltverbund)
•	 Anzahl öffentlicher E-Ladestationen pro Einwohner:in
•	 Erreichbarkeit zentraler Orte mit dem ÖPNV
•	 Regionaler Anteil von Gebäuden mit Energieeffizienzklassen A-C
•	 Anteil erneuerbarer Energien an der Bruttostromerzeugung im Kreis

Anpassungsfähigkeit 
von Regionen

CO₂-Abhängigkeit •	 CO₂-Emissionen pro Euro Wirtschaftsleistung
•	 Anteil fossiler Energieträger an der Wertschöpfung
•	 Anteil der Beschäftigten in transformationsbetroffenen Industrien

Klimaanpassung und 
Resilienz

•	 Hochwasser- und Hitzerisikokarten
•	 Bodenversieglungsgrad oder Anteil entsiegelter Flächen pro Jahr 
(IÖR-Monitor)

Resiliente, 
kreislauffähige 
Wirtschaft

Wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit

•	 Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Erwerbstätigen
•	 Infrastrukturausstattung
•	 Investitionsquote der Unternehmen
•	 Unternehmensgründungen pro Jahr
•	 kommunale Schuldenquote pro Einwohner:in

Arbeitsmarkt •	 Arbeitslosenquote
•	 Anteil atypischer Beschäftigung (z. B. Leiharbeit, Befristungen, 
Niedriglöhne)

•	 Tarifbindungsquote in der Region

Innovationsfähigkeit •	 Ausgaben für Forschung und Entwicklung in % des BIP
•	 Patentanmeldungen pro Jahr 

Flexibilität des wirt-
schaftlichen Systems

•	 Anteil kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU)
•	 Branchenmix (Vielfalt der regionalen Wirtschaftsstruktur)

 
Quelle: Eigene Darstellung.
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durchaus Begleitausschüsse oder Arbeitskreise, sie sind 
jedoch oft nur befristet, unverbindlich oder nicht ausrei-
chend mit Ressourcen ausgestattet (Hennicke 2021, S. 14 f.; 
Gerlach und Hübner 2023; Revierwende 2025). Besonders 
Gewerkschaften und Umweltverbänden nehmen diese 
Aufgaben zusätzlich zu ihren Kernaufgaben wahr und 
brauchen finanzielle und organisatorische Ressourcen, um 
echte Beteiligung umzusetzen (Stiftung Arbeit und Umwelt 
2018; BUND 2024). Eine transformative Strukturpolitik 
muss zivilgesellschaftliche Organisationen, Umwelt- und 
Sozialverbände sowie die Sozialpartner systematisch und 
verbindlich auf allen Ebenen einbeziehen.

4. Effektivität erhöhen: Förderinstrumente bündeln 
und strategisch ausrichten
Das bestehende Fördersystem ist stark fragmentiert. Zahl-
reiche Einzelprogramme mit unterschiedlichen Zuständig-
keiten, Laufzeiten und Förderkulissen führen zu Intranspa-
renz, Redundanzen und einem ineffizienten Mitteleinsatz. 
Gleichzeitig steigen die Anforderungen an die Regionen, 
und damit ihr finanzieller Bedarf. Dies betrifft nicht nur 
klassische Strukturschwächeregionen, sondern zunehmend 
auch diejenigen, die neu unter Druck geraten.

Um vorhandene Mittel effizienter zu nutzen, müssen 
Synergien genutzt werden. Eine stärkere Verzahnung 
 vorhandener Fördersysteme, etwa zwischen der GRW und 
den EU- Strukturfonds können den Verwaltungsaufwand 
 reduzieren und den Zugang für Antragstellende erleich-
tern.2 Gleichzeitig entsteht so ein strategischer Gesamtblick 
auf die Transformation, der sektorale Silos überwindet. 

Ein wichtiger Aspekt für erfolgreiche Strukturpolitik ist 
außerdem, dass die Implementierung der Förderung erfolg-
reich verläuft. Dazu sollten die Fördermittel den Regionen 
lang fristig zu Verfügung stehen und nicht an starre Förder-
perioden gebunden sein. Die Effektivität der Förderung leidet 
darunter. Während die Verwaltung das Ziel hat, Mittel
abflüsse sicherzustellen, haben Antragsteller in wenig eta
blierten Bereichen oft nicht die Ressourcen und Fähigkeiten, 
Fördermittel einzuwerben. Damit entsteht eine Verzerrung zu 
Lasten neuer und innovativer Ansätze, der man mit festge-
legten Quoten für bestimmte Förderbereiche (beispielsweise 
Demokratieförderung) entgegenwirken könnte. Das Ziel 
muss ein integriertes Fördermodell sein, das die Förderpolitik 
steuerungsfähig im Hinblick auf die festgelegten Ziele macht.

2	 Darüber hinaus gibt es das Potenzial, weitere Finanzflüsse zwischen Bund, Ländern und Kommunen besser aufeinander abzustimmen und stärker 
an Regionalindikatoren auszurichten, wie Grundke und Sunel (2025) vorschlagen. 

3	 Im Rahmen des Gesamtdeutschen Fördersystems ist sinnvoll, dass die Bundesebene weiterhin in bestimmten Fragen bundesweiter Bedeutung eigene 
Förderprogramme umsetzt und dafür auch direkt Mittel zur Verfügung hat. Die Förderquoten sollten sich aber ebenfalls konsequent an der ökonomischen 
Leistungsfähigkeit der Region orientieren.

Die skizzierten Herausforderungen zeigen aber auch, dass 
die Förderung ausgeweitet werden muss, um die Förder
bedarfe in allen Regionen zu decken. Nicht zuletzt Kosten-
steigerungen der jüngeren Vergangenheit haben neben den 
relativ steigenden Bedarfen durch neue Transformations
anforderungen auch die absoluten Investitionskosten stark 
steigen lassen. Dies wurde in den vergangenen Jahren nicht 
adäquat in den zur Verfügung stehenden Mitteln abge
bildet und zeigt den dringenden Handlungsbedarf bei der 
Finanzierung der Strukturförderung. 

4.3	 Strukturen zusammenführen: .
Der Weg zu einem integrierten Fördersystem

Die Umsetzung einer transformativen Strukturpolitik er-
fordert einen klaren institutionellen Rahmen. Es ist wichtig, 
dass die bisher fragmentierten und teils parallelen Förder-
systeme konzeptionell wie administrativ zu einem integ-
rierten Strukturfördersystem weiterentwickelt werden. 

Ein möglicher Weg führt über ein zweistufiges Modell, 
das vorhandene Strukturen nutzt, aber konsequent auf 
 Transformation ausgerichtet ist (Abbildung 7, S. 33): 

Schritt 1: Mittelverteilung nach wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit
Im ersten Schritt erfolgt die Zuweisung von Strukturförder-
mitteln an die Bundesländer anhand der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit ihrer NUTS2- Regionen (i. d. R. Bundes
länder oder Regierungsbezirke).3 Dieses Modell knüpft an 
die bewährte Praxis der EU- Strukturfonds an. Damit wird 
verankert, dass alle Regionen grundsätzlich förderfähig 
sind, die Förderintensität der Regionen jedoch an den kon-
kreten ökonomischen Entwicklungsstand angepasst wird.

Dieser Mechanismus trägt dem Umstand Rechnung, dass 
Strukturwandel heute kein isoliertes Phänomen einzelner 
„Problemregionen“ mehr ist, sondern ein gesamtgesell-
schaftlicher Prozess. Gleichzeitig bleibt die Förderpolitik 
zielgerichtet: Mittel werden dort konzentriert, wo sie 
 besonders benötigt werden.
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Schritt 2: Regionale Förderstrategien als Grundlage 
für die Mittelverwendung
Im zweiten Schritt entwickeln die Bundesländer gemein-
sam mit den betroffenen Regionen spezifische Förder
strategien. Diese Strategien gehen von der für die jeweilige 
Region festgestellten Strukturschwäche aus. Grundlage 
ist eine fundierte Analyse der regionalen Ausgangslage 
auf der Basis eines Indikatorensystems, das wirtschaft-
liche, soziale und ökologische Kriterien integriert. Förde-
rung kann in den Bereichen stattfinden, die in der Region 
Nachholbedarf haben. Dabei orientieren sie sich an den 
vier Handlungsfeldern transformativer Strukturpolitik 
(vgl. Abschnitt 4.1., S. 27). 

Die Förderstrategien haben dabei eine doppelte Funktion. 
Sie legen Prioritäten für die Mittelverwendung fest und 
sind der Rahmen für eine wirkungsorientierte Politik
gestaltung. Sie ermöglichen es Regionen, ein eigenes Ziel-
bild für die regionale Entwicklung festzulegen. In diesem 

Rahmen können sie ausgehend von eigenen Stärken und 
Herausforderungen Maßnahmen entwickeln im Einklang 
mit übergeordneten Zielen und den über die Indikatorik 
identifizierten Strukturschwächen. Die Voraussetzung für 
die Akzeptanz ist dabei Beteiligung. In die Entwicklung 
der regionalen Förderstrategien müssen relevante Akteure 
eingebunden werden: die Sozialpartner, Umweltverbände, 
zivilgesellschaftliche Organisationen sowie Fachleute aus 
der Wissenschaft. Mit dieser demokratischen Absicherung 
kann auch bei Zielkonflikten, die sicher auftreten werden, 
nachvollziehbar entschieden werden. 

Ein solcher zweistufiger Umsetzungsprozess, eine zentrale 
Mittelverteilung gekoppelt mit dezentraler Strategieent-
wicklung, schafft eine Balance zwischen überregionaler 
Steuerung und regionaler Gestaltungshoheit. Gleichzeitig 
wird die Strukturförderung zielgerichteter, transparenter 
und anschlussfähiger an übergeordnete Transformations-
ziele (Abbildung 7).

€



Strukturpolitik neu ausrichten

33

Abbildung 7  In zwei Schritten zum regionalisierten Förderprogramm 
Darstellung der zwei Schritte zu einem integrierten Fördersystem: Mittel der EU-Kohäsionspolitik und des Gesamtdeut-
schen Fördersystems werden integriert genutzt. Im ersten Schritt erhalten die Förderregionen (NUTS2-Ebene) Mittel ab-
hängig von ihrer ökonomischen Leistungsfähigkeit. Im zweiten Schritt werden regionsspezifische Förderprofile entwickelt, 
die sich an festen Indikatoren für gleichwertige Lebensverhältnisse orientieren. Passend zu den identifizierten Schwächen 
werden regionale Förderstrategien entwickelt unter Beteiligung regionaler Stakeholder.

Quelle: Eigene Darstellung.
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5	 Fazit: Strukturpolitik 
strategisch erneuern

Die regionalen Herausforderungen in Deutschland nehmen 
zu, ob ökonomisch, ökologisch oder in Bezug auf Demokratie 
und Teilhabe. In dieser Lage reicht es nicht, Strukturpolitik 
lediglich als reaktives Mittel zur Linderung wirtschaftlicher 
Defizite zu betrachten. Vielmehr entscheiden eine resiliente 
Ökonomie, ökologische Stabilität und demokratische Teilhabe 
gleichermaßen über die Zukunftsfähigkeit von Regionen. 
Gleichwertige Lebensverhältnisse als übergeordnetes Ziel von 
Strukturpolitik lassen sich nur integriert über diese verschie-
denen Teilaspekte verstehen. Die Strukturförderung muss 
sich daher zu einem strategischen Steuerungsinstrument 
für einen gerechten Wandel weiterentwickeln, das Verände
rungen gezielt und proaktiv begleitet.

Ein zukunftsfähiges Verständnis gleichwertiger Lebensver-
hältnisse muss transformationsorientiert sein. Es geht nicht 
primär darum, bestehende Lebensrealitäten zu sichern, 
sondern um die Fähigkeit, den Wandel aktiv zu gestalten – 
unter ökonomisch fairen, demokratischen und ökologisch 
tragfähigen Bedingungen. Gleichwertigkeit bedeutet: Alle 
Regionen müssen die realistische Chance haben, auch unter 
veränderten Rahmenbedingungen lebenswert, wirtschaft-
lich erfolgreich und gesellschaftlich stabil zu bleiben. 
Dafür muss sich die Strukturpolitik entlang ökologischer, 
demokratischer und zukunftsgerichteter wirtschaftlicher 
Kriterien weiterentwickeln.

Gleichwertigkeit bedeutet neben Wachstum und Beschäfti-
gung auch den Zugang zu Bildung, Gesundheitsversorgung, 
demokratischer Teilhabe, einer lebenswerten Umwelt und 
nachhaltiger Infrastruktur. Historische Entwicklungen der 
ökonomischen Strukturen und frühere Umbrucherfahrungen, 
aber auch geografische oder topologische Gegebenheiten 
wirken sich regional sehr unterschiedlich aus und sorgen für 
eine ungleiche Lastenverteilung. Es gibt verschiedene Gründe, 
weshalb Regionen unter Druck geraten, beispielsweise 
Alterung der Gesellschaft, Dekarbonisierungsanforderungen, 
Klimaveränderungen, Häufung von Extremwetter ereignissen 
oder soziale Desintegration. Um diese Dimensionen zu 

berücksichtigen, muss sich das bisherige Verständnis von 
Strukturschwäche verändern. Klassische Indikatoren wie 
Arbeitslosenquote oder BIP greifen angesichts komplexer 
Transformationsprozesse zu kurz – sie müssen um Indikato-
ren ergänzt werden, die ein umfassenderes Verständnis von 
Gleichwertigkeit im Auge behalten. Das zeigen nicht nur die 
aktuellen Krisen, sondern auch wissenschaftliche Befunde 
und politische Analysen, wie jüngst der Gleichwertigkeits
bericht der Bundesregierung (BMWK 2024b). 

Zugleich steigt angesichts der wachsenden Herausforde-
rungen der Druck, Fördergelder wirksam und zielgerichtet 
einzusetzen. Es wird nicht möglich sein, alles und überall zu 
fördern, aber jede Region muss in ihrem spezifischen Bedarf 
unterstützt werden können. Dafür braucht es eine deutlichere 
Ausrichtung der Strukturförderung, die die ökonomische 
Perspektive in den Fokus stellt und diese an ökologischer 
Tragfähigkeit und gesellschaftlicher Resilienz orientiert. Das 
bedingt eine Indikatorik, die die ökonomischen, sozialen und 
ökologischen Faktoren systematisch erfasst. Zudem sind 
regionale Förderstrategien erforderlich, die kontextgenau 
entwickelt, dezentral gesteuert und durch Beteiligung lokaler 
Akteure demokratisch abgesichert werden.

Strukturpolitik darf nicht von akuten Krisen abhängig sein, 
sondern braucht langfristige Leitlinien und institutionelle 
Stabilität. Ihre Aufgabe ist es, Regionen nicht nur zu erhalten, 
sondern sie auch auf künftige Herausforderungen vorzu-
bereiten. Als demokratiepolitisches Instrument kann sie 
Vertrauen schaffen, soziale Polarisierung abbauen und somit 
zur  Stabilität des Gemeinwesens beitragen.

Der gesellschaftliche Wandel ist kein Ausnahme zustand, 
sondern der neue Normalfall. Eine zukunftsfähige 
Strukturpolitik muss ihn gestalten, ihm nicht hinterher-
laufen. So kann sie zu einem Hebel werden: für nach-
haltigen Wohlstand, gesellschaftlichen Zusammenhalt 
und eine demokratische Transformation innerhalb der 
planetaren Grenzen.
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